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a) Legge provinciale 23 aprile 1992, n. 10 1)

Riordinamento della struttura dirigenziale della Provincia Autonoma 
di Bolzano 2)
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1)

2)

a) LANDESGESETZ vom 20. Mai 1992, Nr. 15 1)

Initiativen des Landes im Bereich des Verbraucherschutzes 

siehe Durchführungsverordnung: D.LH. Nr. 51/1994

Kundgemacht im A.Bl. vom 2. Juni 1992, Nr. 23.

Art. 1 (Zielsetzungen) 

(1) Das Land Südtirol fördert den Schutz der Rechte der Bürger als Verbraucher und Benutzer von Gütern und 
Dienstleistungen des individuellen oder gemeinschaftlichen Bedarfs im privaten und öffentlichen Bereich.

(2) Zu diesem Zweck beabsichtigt es, das bewußte Verbraucherverhalten der Bevölkerung zu stärken. Im 
Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Gemeinschaft, der staatlichen Gesetzgebung und jener des 
Landes werden folgende Ziele verfolgt:

a)  Schutz gegen die Gesundheits- und Sicherheitsrisiken für den Verbraucher und dessen Umwelt sowie gegen 
Risiken aller Art bei Inanspruchnahme von Dienstleistungen im privaten und öffentlichen Bereich durch 
Förderung entsprechender Maßnahmen, 
b)  Förderung und Durchführung einer auf Information, Bildung und Aufklärung des Verbrauchers ausgerichteten 
Politik, 
c)  Unterstützung von Verbraucherzusammenschlüssen. 

Art. 2 (Verbraucherzentrale)  

(1) Das Land Südtirol unterstützt die Bildung einer Verbraucherzentrale, die aus dem Zusammenschluß von 
Vereinen und Verbänden ohne Gewinnabsichten hervorgeht. Mitglieder können nur Vereine und Verbände 
werden, die entweder ausschließlich auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes tätig sind oder durch eigene 
autonome und von der anderen Vereins- oder Verbandstätigkeit getrennte Strukturen oder Abteilungen 
Aufgaben der Wahrnehmung von Verbraucherinteressen erfüllen.

(2) Aufgaben der Verbraucherzentrale sind:

a)  Erarbeitung von Vorschlägen zum Jahresplan für die von den zuständigen Landesassessoraten zu 
ergreifenden Maßnahmen betreffend Verbraucheraufklärung, 
b)  jährliche Veröffentlichung eines Berichtes über den Stand des Verbraucherschutzes in Südtirol und der 
Inanspruchnahme der Dienste, 
c)  Aufklärung der Verbraucher über Wirtschaftsabläufe, 
d)  Information über die Einflußmöglichkeiten zur Wahrung der Verbraucherinteressen, 
e)  Schaffung geeigneter Einrichtungen sowie Zusammenarbeit mit Institutionen, die der Beratung der 
Verbraucher dienen, 
f)  Überprüfungen mit Behörden und Wirtschaft zur Wahrnehmung und Förderung der Verbraucherinteressen, 
g)  sonstige geeignete Maßnahmen zugunsten der Verbraucher,
h)  Mitwirkung bei der Festlegung der Qualitätsstandards für örtliche öffentliche Dienstleistungen, die von 
privaten Rechtsträgern erbracht werden, und Überwachung der Anwendung dieser Standards. 2)

Der Buchstabe h) des Art. 2 Absatz 2 wurde hinzugefügt durch Art. 37 Absatz 1 des L.G. vom 20. Dezember 2012, Nr. 
22.

Art. 3 (Konvention) 

(1) Zwecks Verwirklichung der Zielsetzungen gemäß Artikel 2 ist das Land Südtirol befugt, eine Konvention mit 
der Verbraucherzentrale als gemeinnützig tätige Vereinigung abzuschließen. Die Verbraucherzentrale hat dafür 
ein Programm über die Tätigkeiten vorzulegen, die sie zu verrichten beabsichtigt.

Page 1 of 3LexBrowser
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3)

(2) In der Konvention sind die Tätigkeiten der Verbraucherzentrale, die Finanzierung und die Geltungsdauer 
festzulegen.

(3) Nach erfolgter Feststellung der Gesamtausgaben und der voraussichtlichen Einnahmen der 
Verbraucherzentrale beschließt die Landesregierung den Jahresbeitrag und verpflichtet sich, die Hälfte des 
Jahresbeitrages zu Beginn eines jeden Semesters der Verbraucherzentrale zu überweisen.

Art. 4 (Landesbeirat für Verbraucherschutz) 

(1) Das Land Südtirol errichtet im Sinne der Zielsetzungen gemäß Artikel 1 den Landesbeirat für 
Verbraucherschutz.

(2) Aufgabe des Landesbeirates ist es,

a)  die Vorschläge zu prüfen, die unter Artikel, 2, Absatz 2, Buchstabe a) vorgesehen sind, 
b)  Gutachten abzugeben über die Zweckmäßigkeit der von der Verbraucherzentrale vorgelegten Initiativen oder 
Programme sowie Vorschläge zu erarbeiten über das Ausmaß und die Zuweisung der Beiträge, in deren Genuß 
die Verbraucherzentrale kommen soll, 
c)  der Landesregierung die unter Buchstabe b) erarbeiteten Gutachten und Vorschläge zu unterbreiten, 
d)  Gutachten abzugeben über alle anderen Fragen, die im Rahmen des Verbraucherschutzes auftreten, sofern 
diese von der Landesregierung oder vom Landtag angefordert werden, 
e)  den Gesamtbetrag der Finanzmittel vorzuschlagen, die im Laufe des Jahres für die Gewährung von Beiträgen 
für die Durchführung der von der Verbraucherzentrale vorgeschlagenen Programme aufzuwenden sind. 

Art. 5 (Zusammensetzung des Landesbeirates) 

(1) Der Landesbeirat für Verbraucherschutzwird mit Dekret des Landeshauptmanns errichtet, bleibt 5 Jahre im 
Amt und ist aus folgenden Mitgliedern zusammengesetzt:

a)  dem Landeshauptmann oder seinem Bevollmächtigten, der den Vorsitz führt, 
b)  vier Vertretern, die von der Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer namhaft gemacht 
werden, 
c)  vier Vertretern, die von der Verbraucherzentrale namhaft gemacht werden. 

(2) Bei den Arbeiten des Beirates können Mitglieder der Landesregierung, Beamte oder Fachleute aus den 
verschiedenen Zuständigkeitsbereichen, die Schulamtsleiter oder ihre Bevollmächtigten anwesend sein.

(3) Der Landesbeirat für Verbraucherschutz kann auf begründeten Antrag von zumindest einem Drittel der 
Mitglieder einberufen werden. Die Sekretariatsarbeit wird von der Landesabteilung Präsidium wahrgenommen. 
3)

(4) Die Zusammensetzung des Landesbeirates für Verbraucherschutz muß dem Sprachgruppenverhältnis gemäß 
letzter amtlicher Volkszählung entsprechen, vorbehaltlich der Zugangsmöglichkeit für Angehörige der 
ladinischen Sprachgruppe.

Absatz 3 wurde ersetzt durch Art. 40 des L.G. vom 23. Juli 2007, Nr. 6.

Art. 6 (Information - Bildung und Aufklärung des Verbrauchers) 

(1) Die Zielsetzungen in bezug auf die Information des Konsumenten gemäß Artikel 1 werden direkt vom Land 
mit eigenen Initiativen verfolgt oder indirekt durch die Mitarbeit der anerkannten Verbrauchervereinigungen 
unter Zuhilfenahme der geeignetsten Kommunikationsmittel, um die Bürger über die in diesem Gesetz 
aufgezeigten Zielsetzungen zu informieren.

(2) Was die Aufklärung des Verbrauchers gemäß Artikel 1 betrifft, fördert das Land im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten und im Einvernehmen mit den Schulbehörden und dem Landesbeirat für Verbraucherschutz die 
Durchführung von Lehrgängen über Verbraucherschutz sowie die Aufnahme des Verbraucherschutzes in die 

Page 2 of 3LexBrowser

27.12.2019http://lexbrowser.provinz.bz.it/Stampa.aspx

6 / 74



Lehrpläne und Weiterbildung der Lehrer, sowie in die Erwachsenenbildung. Außerdem sorgt es für die 
Bereitstellung von wissenschaftlichen Hilfsmitteln, die für die Verwirklichung dieser Initiativen nötig sind.

(3) Um die beiden obgenannten Ziele zu erreichen, erstellt die Verbraucherzentrale ein jährliches 
Tätigkeitsprogramm, das dem Landesbeirat für Verbraucherschutz unterbreitet wird.
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1)

2)

a) LEGGE PROVINCIALE 20 maggio 1992, n. 15 1)

Iniziative della Provincia in materia di difesa dei consumatori e utenti 

vedi regolamento di esecuzione: D.P.G.P. n. 51/1994

Pubblicata nel B.U. 2 giugno 1992, n. 23.

Art. 1 (Finalità) 

(1) La Provincia autonoma di Bolzano promuove la tutela dei diritti dei cittadini come consumatori e utenti di 
beni e servizi di godimento individuale o collettivo nel settore privato e pubblico.

(2) A tal fine intende rafforzare nella popolazione la tendenza ad un consumo consapevole. In conformità alle 
normative comunitarie, alla legislazione statale e a quella provinciale vengono perseguiti i seguenti obiettivi:

a)  protezione dai rischi per la salute e la sicurezza del consumatore e dell' ambiente che lo circonda, nonché da 
tutti i rischi legati alla fruizione di servizi nel settore privato e pubblico mediante l'incentivazione di adeguate 
misure;
b)  promozione e attuazione di una politica incentrata sull' informazione, l'educazione e la sensibilizzazione del 
consumatore;
c)  sostegno delle unioni di consumatori. 

Art. 2 (Centro tutela consumatori e utenti)  

(1) La Provincia autonoma di Bolzano promuove la creazione di un Centro tutela consumatori e utenti, al quale 
aderiscano organizzazioni e associazioni operanti senza fine di lucro. Possono aderirvi solo organizzazioni e 
associazioni che operano esclusivamente nel campo della difesa dei consumatori e utenti o che, attraverso 
proprie strutture o sezioni autonome e separate dall'attività generale dell'organizzazione o dell'associazione, 
perseguono finalità rientranti nel campo della tutela degli interessi dei consumatori e utenti.

(2) Il Centro tutela consumatori e utenti ha i seguenti compiti:

a)  elaborazione di proposte per il programma annuale delle misure in materia di sensibilizzazione del 
consumatore da adottare a cura dei competenti assessorati provinciali; 
b)  pubblicazione annuale di una relazione sullo stato della tutela dei consumatori in Alto Adige e della fruizione 
dei servizi; 
c)  informare il consumatore sui meccanismi economici; 
d)  informare il consumatore sulle possibilità di intervenire in difesa dei propri interessi; 
e)  creazione di strutture adeguate, nonché collaborazione con le istituzioni che prestano un servizio di 
consulenza per i consumatori; 
f)  verifiche con le autorità e i rappresentanti del mondo economico al fine di tutelare e sostenere gli interessi 
dei consumatori; 
g)  altri interventi a favore dei consumatori;
h)  partecipazione alla determinazione degli standard di qualità dei servizi pubblici locali erogati dai soggetti 
privati e vigilanza sull'applicazione degli standard. 2)

La lettera h) dell'art. 2, comma 2, è stata aggiunta dall'art. 37, comma 1, della L.P. 20 dicembre 2012, n. 22.

Art. 3 (Convenzione) 

(1) Al fine di realizzare gli obiettivi di cui all'articolo 2 la Provincia autonoma di Bolzano è autorizzata a stipulare 
una convenzione con il Centro tutela consumatori e utenti in quanto associazione di pubblica utilità. Il Centro 
tutela consumatori e utenti è tenuto per contro a presentare un programma delle attività che intende svolgere.
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3)

(2) Nella convenzione vanno precisate le attività svolte dal Centro tutela consumatori e utenti, il finanziamento 
e la durata della validità.

(3) Stabilite le uscite complessive e le prevedibili entrate del Centro tutela consumatori e utenti, la Giunta 
provinciale determina il contributo annuo e si impegna ad anticipare semestralmente la metà del contributo 
annuo al Centro.

Art. 4 (Consulta provinciale per la tutela dei consumatori e utenti) 

(1) Conformemente alle finalità stabilite all'articolo 1 la Provincia autonoma di Bolzano istituisce la Consulta 
provinciale per la tutela dei consumatori e utenti.

(2) La Consulta provinciale ha il compito di:

a)  esaminare le proposte di cui all' articolo 2, comma 2, lettera a);
b)  esprimere pareri sulla validità delle iniziative o dei programmi presentati dal Centro tutela consumatori e 
utenti, nonché elaborare proposte sull' ammontare e sulle modalità dei contributi da concedere al Centro;
c)  trasmettere alla Giunta provinciale i pareri e le proposte, di cui alla lettera b); 
d)  fornire pareri su tutte le altre questioni che emergono in relazione alla tutela dei consumatori, qualora la 
Giunta o il Consiglio provinciale ne facciano richiesta; 
e)  proporre l' importo complessivo dei mezzi finanziari da destinarsi nel corso dell'anno alla concessione di 
contributi a sostegno dei programmi proposti dal Centro tutela consumatori e utenti.

Art. 5 (Composizione della Consulta) 

(1) La Consulta per la tutela dei consumatori e utenti è costituita con decreto del Presidente della giunta 
provinciale, resta in carica 5 anni ed è composta da:

a)  il Presidente della giunta provinciale o un suo delegato, che la presiede; 
b)  quattro membri nominati dalla Camera per il commercio, l' industria, l'artigianato e l'agricoltura;
c)  quattro membri nominati dal Centro tutela consumatori e utenti. 

(2) Ai lavori della Consulta possono assistere i membri della Giunta provinciale, funzionari o esperti operanti 
nelle varie materie di competenza, gli intendenti scolastici o i loro delegati.

(3) La Consulta per la tutela dei consumatori e utenti può essere convocata su istanza motivata di almeno un 
terzo dei componenti. I compiti di segreteria sono svolti dalla Ripartizione provinciale Presidenza. 3)

(4) La composizione della Consulta provinciale per la tutela dei consumatori e utenti deve rispettare la 
consistenza dei gruppi linguistici, quale risulta dall'ultimo censimento ufficiale della popolazione, fatta salva la 
possibilità di accesso per appartenenti al gruppo linguistico ladino.

Il comma 3 è stato sostituito dall'art. 40 della L.P. 23 luglio 2007, n. 6.

Art. 6 (Informazione - formazione e sensibilizzazione del 
consumatore) 

(1) Le finalità d'informazione del consumatore di cui all'articolo 1 sono perseguite direttamente dalla Provincia 
con proprie iniziative o, indirettamente, con la collaborazione delle Associazioni dei consumatori riconosciute, 
utilizzando i mezzi di informazione più idonei, al fine di informare i cittadini sulle finalità della presente legge.

(2) Per l'attività di sensibilizzazione del consumatore di cui all'articolo 1, la Provincia, nell'ambito delle proprie 
competenze, favorisce, d'intesa con le autorità scolastiche e la Consulta provinciale per la tutela dei consumatori 
e utenti, l'istituzione di corsi sulla tutela dei consumatori e utenti, l'inserimento di questa materia nei programmi 
didattici e di aggiornamento degli insegnanti, nonché nella formazione degli adulti. Provvede inoltre alla 
predisposizione di supporti scientifici necessari alla realizzazione di tali attività.
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(3) Per realizzare le due precedenti finalità il Centro tutela consumatori e utenti predispone un programma 
annuale di iniziative che sottopone al vaglio della Consulta provinciale per la tutela dei consumatori e utenti.
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1)
2)

b) Landesgesetz vom 12. Dezember 1996, Nr. 24 1) 2)

Landesschulrat und Bestimmungen zur Aufnahme des Lehrpersonals 

Kundgemacht im A.Bl. vom 24. Dezember 1996, Nr. 57.
Der Titel des Landesgesetzes wurde so abgeändert durch Art. 1 Absatz 1 des L.G. vom 14. März 2008, Nr. 2.

Art. 11 (Wettbewerbe für das Lehrpersonal, für Direktoren und für 
Inspektoren)  

(1) Die Wettbewerbe nach Titeln und Prüfungen und die Wettbewerbe nur nach Titeln für das Lehrpersonal, für 
Direktoren und für Inspektoren der Grund- und Sekundarschulen der Provinz Bozen werden vom 
Hauptschulamtsleiter bzw. vom zuständigen Schulamtsleiter, aufgrund der Prüfungsprogramme, der 
Bewertungstabellen für die Titel sowie der Wettbewerbsklassen und der entsprechenden Zulassungstitel, die 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung in Kraft sind, ausgeschrieben. Falls keine freien Stellen für die Aufnahme in 
die Stammrolle zur Verfügung stehen, können die obgenannten Wettbewerbe auch nur zum Zweck des Erwerbs 
der Lehrbefähigung ausgeschrieben werden, um zu gewährleisten, dass zeitweilig verfügbare Lehrstühle und 
Stellen mit qualifiziertem Personal besetzt werden; zu diesen Wettbewerben können nur Bewerber zugelassen 
werden, die mindestens 180 Tage in den Schulen der Provinz Bozen unterrichtet haben. 15)

(2) Die freien Stellen im Führungsrang der Schulinspektoren der Provinz Bozen werden mittels Wettbewerb 
aufgrund von beruflich-dienstlichen und kulturellen Titeln, ergänzt durch ein Auswahlverfahren, besetzt. Um die 
Mobilität der Inspektoren zu gewährleisten, werden die Bewertungstabellen und die Inhalte des 
Auswahlverfahrens im Einvernehmen mit dem Unterrichtsministerium festgelegt. 16)

(3) Aufgrund der Ergebnisse des Wettbewerbes gemäß Absatz 2 verleiht der Hauptschulamtsleiter oder der 
zuständige Schulamtsleiter mit eigenem Dekret für die Dauer von vier Jahren die Ernennung als Inspektor und 
den Rang als Führungskraft. Die Ernennung kann erneuert werden, sofern der Dienst als Führungskraft positiv 
bewertet wird. 16)

(4) Für die Zulassung zum ersten von den Schulämtern ausgeschriebenen Auswahlverfahren für Schuldirektoren 
bzw. Schuldirektorinnen im Sinne der geltenden Regelung sind die besonderen Bestimmungen für beauftragte 
Direktoren bzw. Direktorinnen mit einem Dienstalter von mindestens drei Jahren auf jene ausgedehnt, die 
mindestens für zwei Schuljahre die Funktion eines beauftragten Direktors bzw. einer beauftragten Direktorin in 
den Schulen staatlicher Art der Provinz Bozen ausgeübt haben, sowie auf jene, die mindestens für ein Schuljahr 
die Funktion eines beauftragten Inspektors bzw. einer beauftragten Inspektorin in der Provinz Bozen innegehabt 
haben. Diese Personen können das Probejahr auch als Inspektor bzw. Inspektorin am jeweiligen Schulamt 
ableisten. 17)

(5)Nachdem die Ranglisten laut den Absätzen 6, 7 und 7/bis erschöpft sind, erteilt der zuständige 
Schulamtsleiter oder die zuständige Schulamtsleiterin den Lehrpersonen, die in der Rangliste des Wettbewerbs 
nach Prüfungen und Bewertungsunterlagen für die Aufnahme von Schulführungskräften an Grund-, Mittel- und 
Oberschulen eingetragen sind und noch nicht als Schulführungskräfte aufgenommen wurden, einen 
Direktionsauftrag zur Besetzung von Schuldirektionen, die nicht frei, aber verfügbar sind. Die Landesregierung 
legt die Kriterien für die Erteilung von Direktionsaufträgen und Amtsführungen von Schuldirektionen fest. 18)

(5/bis) Falls die Rangliste des Wettbewerbs nach Prüfungen und Bewertungsunterlagen für die Aufnahme von 
Schulführungskräften an Grund-, Mittel- und Oberschulen erschöpft ist, kann der zuständige Schulamtsleiter/die 
zuständige Schulamtsleiterin oder der zuständige Landesschuldirektor/die zuständige Landesschuldirektorin den 
Lehrpersonen, die in der Bewertungsrangliste für die Zulassung zum Ausbildungslehrgang für 
Schulführungskräfte eingetragen sind, vorübergehend einen Direktionsauftrag zur Besetzung von 
Schuldirektionen erteilen, die frei oder nicht frei, aber verfügbar sind. 19)

(6) Wenn das Auswahlverfahren mit Ausbildungslehrgang für die Aufnahme von Schulführungskräften an 
Grund-, Mittel- und Oberschulen, das bei In-Kraft-Treten dieses Gesetzes durchgeführt wird, innerhalb des 
Schuljahres 2005/2006 abgeschlossen wird, erhalten die Gewinnerinnen und Gewinner Führungsaufträge für die 
Direktorenstellen, die zu Beginn des Schuljahres 2006/2007 frei sind. Wird dieses Auswahlverfahren nicht vor 
Beginn des Schuljahres 2006/2007 abgeschlossen, werden die Stellen, die zu diesem Zeitpunkt frei sind, in 
Reserve gehalten und die Aufträge werden nach Abschluss des Wettbewerbverfahrens erteilt. 20)

(7) Die Führungsaufträge für Stellen, die zu Beginn der darauf folgenden Schuljahre frei sind, werden zur Hälfte 
nach den Bewertungsranglisten des Auswahlverfahrens laut Absatz 6 und zur Hälfte nach den Ranglisten eines 
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15)
16)
17)

18)

19)
20)
21)
22)
23)

24)

25)

26)
27)

eigenen Auswahlverfahrens mit Ausbildungslehrgang erteilt, das jenen vorbehalten ist, die innerhalb des 
Schuljahres 2005/2006 für mindestens ein Jahr einen Direktionsauftrag an einer Südtiroler Schule innehatten. 
Zu diesem Zweck wird der Besitz der Voraussetzung laut Artikel 6 Absatz 5 des Dekretes des Präsidenten der 
Republik vom 10. Februar 1983, Nr. 89, in geltender Fassung, jährlich überprüft. 21)

(7/bis) Am Ende der allgemeinen Bewertungsrangordnungen des ordentlichen Auswahlverfahrens mit 
Ausbildungslehrgang gemäß Absatz 6 werden jene Bewerber eingetragen, welche alle Voraussetzungen besitzen 
und die schriftliche oder mündliche Schlussprüfung nicht bestanden haben, aber in den allgemeinen 
Bewertungsranglisten für die Zulassung zum Ausbildungslehrgang eingetragen sind. Diese Bewerber werden 
gemäß ihrer Punktezahl in dieser Rangliste gereiht. Auch für diese Bewerber gilt der letzte Satz von Absatz 
7. 22)

(8) 23)

(9) 24)

(10)  Die Bewertungsrangordnung des vom jeweiligen Schulamt ausgeschriebenenen Wettbewerbes nach 
Prüfungen und Bewertungsunterlagen für die Aufnahme von Schulführungskräften an den Grund- und 
Sekundarschulen in der Provinz Bozen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht aufgebraucht ist, bleibt so 
lange gültig bis sie aufgebraucht ist. Die Personen, die in dieser Bewertungsrangordnung aufscheinen, haben 
gegenüber jenen Personen, die in künftigen Wettbewerben als Gewinner hervorgehen, Vorrang bei der 
Aufnahme als Schulführungskraft. 25)

(10/bis) Die Gewinner und Gewinnerinnen der Auswahlverfahren zur Aufnahme von Schulführungskräften, die 
im Jahr 2018 vom zuständigen Schulamtsleiter oder von der zuständigen Schulamtsleiterin bzw. vom 
zuständigen Landesschuldirektor oder von der zuständigen Landesschuldirektorin ausgeschrieben wurden, 
können die Probezeit auch als Inspektor bzw. Inspektorin an der jeweiligen Landesschuldirektion ableisten. 26)

(11)  Unbeschadet der Bestimmungen laut Absatz 1 dieses Artikels und Artikel 48 Absatz 2 des Landesgesetzes 
vom 11. August 1998, Nr. 9, in geltender Fassung, und in Anbetracht der besonderen sprachlichen Situation in 
Südtirol führt die Landesverwaltung die künftigen Ausbildungslehrgänge mit Auswahlverfahren für die Aufnahme 
von Schulführungskräften in Zusammenarbeit mit in- und ausländischen Universitäten und 
Forschungseinrichtungen durch. 27)

Absatz 1 wurde ergänzt durch Art. 15 des L.G. vom 9. Jänner 2003, Nr. 1.
Die Absätze 2 und 3 wurden angefügt durch Art. 34 des L.G. vom 31. Jänner 2001, Nr. 2.
Absatz 4 wurde angefügt durch Art. 18 des L.G. vom 26. Juli 2002, Nr. 11, und später ersetzt durch Art. 16 des L.G. 

vom 8. April 2004, Nr. 1.
Art. 11 Absatz 5 wurde angefügt durch Art. 16 des L.G. vom 20. Juli 2006, Nr. 7, und später so ersetzt durch Art. 2 

Absatz 5 des L.G. vom 16. Oktober 2009, Nr. 6.
Art. 11 Absatz 5/bis wurde eingefügt durch Art. 7 Absatz 1 des L.G. vom 11. Juli 2018, Nr. 10.
Absatz 6 wurde angefügt durch Art. 16 des L.G. vom 20. Juli 2006, Nr. 7.
Absatz 7 wurde angefügt durch Art. 16 des L.G. vom 20. Juli 2006, Nr. 7.
Art. 11 Absatz 7/bis wurde eingefügt durch Art. 42 Absatz 1 des L.G. vom 10. Juni 2008, Nr. 4.
Art. 11 Absatz 8 wurde angefügt durch Art. 13 des L.G. vom 19. Juli 2007, Nr. 4, und später aufgehoben durch Art. 

53 Absatz 1 Buchstabe d) des L.G. vom 9. April 2009, Nr. 1.
Art. 11 Absatz 9 wurde angefügt durch Art. 13 des L.G. vom 19. Juli 2007, Nr. 4, und später aufgehoben durch Art. 

53 Absatz 1 Buchstabe d) des L.G. vom 9. April 2009, Nr. 1.
Art. 11 Absatz 10 wurde hinzugefügt durch Art. 1 Absatz 1 des L.G. vom 26. Jänner 2015, Nr. 1, und später so 

ersetzt durch Art. 27 Absatz 1 des L.G. vom 7. August 2017, Nr. 12.
Art. 11 Absatz 10/bis wurde eingefügt durch Art. 5 Absatz 1 des L.G. vom 24. September 2019, Nr. 8.
Art. 11 Absatz 11 wurde hinzugefügt durch Art. 1 Absatz 1 des L.G. vom 26. Jänner 2015, Nr. 1
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1)
2)

b) Legge provinciale 12 dicembre 1996, n. 24 1) 2)

Consiglio scolastico provinciale e disposizioni in materia di 
assunzione del personale insegnante 

Pubblicata nel B.U. 24 dicembre 1996, n. 57.
Il titolo della legge provinciale è stato così modificato dall'art. 1, comma 1, della L.P. 14 marzo 2008, n. 2.

Art. 11 (Concorsi per il personale docente, direttivo ed ispettivo)    

(1)  I concorsi per titoli ed esami e per soli titoli per il personale docente, direttivo ed ispettivo delle scuole 
elementari e secondarie della Provincia di Bolzano sono indetti dal Sovrintendente o rispettivamente 
dall'Intendente scolastico competente in base ai programmi delle prove d'esame, alle tabelle di valutazione dei 
titoli, alle classi di concorso e relativi titoli di ammissione vigenti alla data di indizione dei rispettivi bandi. In 
caso di mancanza di posti vacanti al fine dell'immissione in ruolo, i predetti concorsi possono essere indetti 
anche al solo fine del conseguimento dell'abilitazione all'insegnamento per garantire la copertura di cattedre o 
posti temporaneamente disponibili con personale qualificato; ai citati concorsi possono essere ammessi soltanto 
coloro che abbiano insegnato per almeno 180 giorni nelle scuole della provincia di Bolzano. 15)

(2)  I posti vacanti nella qualifica dirigenziale del personale ispettivo scolastico della provincia di Bolzano sono 
attribuiti mediante concorso per titoli di servizio professionali e di cultura integrati da una prova di selezione. Al 
fine di garantire la mobilità del personale interessato, le tabelle di valutazione dei titoli e il contenuto della prova 
di selezione sono stabiliti d'intesa con il Ministero della Pubblica Istruzione. 16)

(3)  Sulla base degli esiti del concorso di cui al comma 2, la nomina di ispettore scolastico e la relativa qualifica 
dirigenziale viene conferita con decreto del Sovrintendente o dell'Intendente scolastico competente per la durata 
di quattro anni. La nomina è rinnovabile, previa valutazione positiva sullo svolgimento dei compiti 
dirigenziali. 16)

(4)  Ai fini dell'ammissione al primo corso concorso selettivo per dirigenti scolastici, bandito dalle intendenze 
scolastiche in base alla normativa vigente, le disposizioni specifiche previste per coloro che abbiano 
effettivamente ricoperto per almeno un triennio le funzioni di preside incaricato/a, sono estese a coloro che 
abbiano effettivamente ricoperto per almeno un biennio scolastico le funzioni di preside incaricato/a nelle scuole 
a carattere statale della provincia di Bolzano nonché a coloro che abbiano ricoperto per almeno un anno 
scolastico le funzioni di ispettore scolastico incaricato o ispettrice scolastica incaricata nella provincia di Bolzano. 
Il predetto personale può sostenere il periodo di prova anche quale ispettore o ispettrice presso la rispettiva 
intendenza scolastica. 17)

(5)  Dopo l’esaurimento delle graduatorie di cui ai commi 6, 7 e 7/bis, l’Intendente scolastico o l’Intendente 
scolastica competente conferisce un incarico di presidenza ai docenti inseriti nella graduatoria del concorso per 
esami e titoli per l’assunzione di dirigenti scolastici presso scuole primarie e secondarie di primo e secondo grado 
e non ancora assunti come dirigenti scolastici per coprire i posti non vacanti, ma disponibili. La Giunta 
provinciale determina i criteri per il conferimento di incarichi di dirigenza e l’affidamento di istituzioni scolastiche 
in reggenza. 18)

(5/bis)  Qualora sia esaurita la graduatoria del concorso per esami e titoli per l’assunzione di dirigenti scolastici 
presso le scuole primarie e secondarie di primo e secondo grado, l’Intendente scolastico o l’Intendente scolastica 
competente ovvero il direttore o la direttrice competente della Direzione provinciale Scuole può conferire ai 
docenti inseriti nella graduatoria di merito per l’accesso al corso-concorso per dirigenti scolastici un incarico 
temporaneo di presidenza per la copertura delle direzioni scolastiche vacanti o non vacanti, ma disponibili. 19)

(6)  Qualora il corso concorso selettivo di formazione per il reclutamento di dirigenti scolastici per la scuola 
primaria e secondaria di primo grado e per la scuola secondaria superiore in corso di svolgimento al momento 
della data di entrata in vigore della presente legge si concluda entro l'anno scolastico 2005-2006, ai vincitori di 
tale corso concorso sono conferiti incarichi dirigenziali per posti vacanti all'inizio dell'anno scolastico 2006-2007. 
Se tale corso concorso non si conclude prima dell'inizio dell'anno scolastico 2006-2007, i posti vacanti a quella 
data vengono accantonati e gli incarichi sono conferiti al termine della procedura concorsuale. 20)

(7)  Gli incarichi dirigenziali per posti vacanti all'inizio degli anni scolastici successivi sono conferiti per metà 
mediante lo scorrimento delle graduatorie di merito dei corsi concorsi di cui al comma 6 e per metà mediante lo 
scorrimento delle graduatorie di apposito corso concorso indetto per coloro che entro l'anno scolastico 2005-
2006 esercitavano per almeno un anno l'incarico di presidenza presso una scuola in provincia di Bolzano. A tal 
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15)
16)
17)

18)

19)
20)
21)
22)
23)

24)

25)

26)
27)

fine il possesso del requisito di cui all'articolo 6, comma 5, del decreto del Presidente della Repubblica 10 
febbraio 1983, n. 89, e successive modifiche, viene verificato annualmente. 21)

(7/bis)  In coda alle graduatorie generali di merito del corso-concorso di cui al comma 6 sono inseriti i 
candidati in possesso dei requisiti richiesti, che non hanno superato la prova scritta od orale finale del predetto 
corso-concorso, ma che risultano inseriti nelle graduatorie generali di merito valide ai fini dell'ammissione al 
corso di formazione. I predetti candidati sono graduati in base al punteggio loro attribuito nella citata 
graduatoria di merito. Anche a tali candidati si applica quanto previsto dall'ultimo periodo del comma 7. 22)

(8) 23)

(9) 24)

(10) La graduatoria di merito del concorso per esami e titoli bandito dalla relativa Intendenza scolastica per 
l’assunzione di dirigenti scolastici presso le scuole primarie e secondarie di primo e secondo grado in provincia di 
Bolzano, non esaurita alla data di entrata in vigore della presente legge, resta valida fino al suo esaurimento. Le 
persone inserite in tale graduatoria sono assunte come dirigenti scolastici con precedenza rispetto a coloro che 
risultano vincitori di futuri concorsi 25)

(10/bis)  Le vincitrici e i vincitori delle procedure selettive per il reclutamento dei dirigenti scolastici, banditi nel 
2018 dall’intendente scolastico o dall’intendente scolastica competente ovvero dal direttore o dalla direttrice 
competente della Direzione provinciale Scuole, possono sostenere il periodo di prova anche in qualità di 
ispettore o ispettrice presso la rispettiva Direzione provinciale Scuole. 26)

(11)  Fermo restando quanto stabilito dal comma 1 del presente articolo e dall’articolo 48, comma 2, della legge 
provinciale 11 agosto 1998, n. 9, e successive modifiche, e in considerazione della particolare situazione 
linguistica della provincia di Bolzano, l’Amministrazione provinciale organizzerà i futuri corsi-concorsi selettivi di 
formazione per il reclutamento di dirigenti scolastici in collaborazione con università e centri di ricerca nazionali 
ed esteri.  27)

Il comma 1 è stato integrato dall'art. 15 della L.P. 9 gennaio 2003, n. 1.
I commi 2 e 3 sono stati aggiunti dall'art. 34 della L.P. 31 gennaio 2001, n. 2.
Il comma 4 è stato aggiunto dall'art. 18 della L.P. 26 luglio 2002, n. 11, e successivamente sostituito dall'art. 16 

della L.P. 8 aprile 2004, n. 1.
L'art. 11, comma 5, è stato aggiunto dall'art. 16 della L.P. 20 luglio 2006, n. 7, e successivamente così sostituito 

dall'art. 2, comma 5, della L.P. 16 ottobre 2009, n. 6.
L'art. 11, comma 5/bis, è stato inserito dall'art. 7, comma 1, della L.P. 11 luglio 2018, n. 10.
Il comma 6 è stato aggiunto dall'art. 16 della L.P. 20 luglio 2006, n. 7.
Il comma 7 è stato aggiunto dall'art. 16 della L.P. 20 luglio 2006, n. 7.
L'art. 11, comma 7/bis, è stato inserito dall'art. 42, comma 1, della L.P. 10 giugno 2008, n. 4.
Il comma 8 è stato aggiunto dall'art. 13 della L.P. 19 luglio 2007, n. 4, e poi abrogato dall'art. 53, comma 1, lettera 

d), della L.P. 9 aprile 2009, n. 1.
Il comma 9 è stato aggiunto dall'art. 13 della L.P. 19 luglio 2007, n. 4, e poi abrogato dall'art. 53, comma 1, lettera 

d), della L.P. 9 aprile 2009, n. 1.
L'art. 11, comma 10, è stato aggiunto dall'art. 1, comma 1, della L.P. 26 gennaio 2015, n. 1, e successivamente così 

sostiuito dall'art. 27, comma 1, della L.P. 7 agosto 2017, n. 12.
L'art. 11, comma 10/bis, è stato inserito dall'art. 5, comma 1, della L.P. 24 settembre 2019, n. 8.
L'art. 11, comma 11, è stato aggiunto dall'art. 1, comma 1, della L.P. 26 gennaio 2015, n. 1.
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Leggi d'Italia  

D.Lgs. 18-8-2000 n. 267
Testo unico delle leggi sull'ordinamento degli enti locali.
Pubblicato nella Gazz. Uff. 28 settembre 2000, n. 227, S.O.

D.Lgs. 18 agosto 2000, n. 267 (1) (2).

(commento di giurisprudenza)

Testo unico delle leggi sull'ordinamento degli enti locali.

(1) Pubblicato nella Gazz. Uff. 28 settembre 2000, n. 227, S.O.

(2) Per le nuove disposizioni in materia di città metropolitane, province e 
unioni e fusioni di comuni, vedi la L. 7 aprile 2014, n. 56.

Articolo 243-bis Procedura di riequilibrio finanziario pluriennale (950) (954)

(966)

1.  I comuni e le province per i quali, anche in considerazione delle 
pronunce delle competenti sezioni regionali della Corte dei conti sui bilanci 
degli enti, sussistano squilibri strutturali del bilancio in grado di provocare 
il dissesto finanziario, nel caso in cui le misure di cui agli articoli 193 e 
194 non siano sufficienti a superare le condizioni di squilibrio rilevate, 
possono ricorrere, con deliberazione consiliare alla procedura di 
riequilibrio finanziario pluriennale prevista dal presente articolo. La 
predetta procedura non può essere iniziata qualora sia decorso il termine 
assegnato dal prefetto, con lettera notificata ai singoli consiglieri, per la 
deliberazione del dissesto, di cui all'articolo 6, comma 2, del decreto 
legislativo 6 settembre 2011, n. 149. (953) (959)

2.  La deliberazione di ricorso alla procedura di riequilibrio finanziario 
pluriennale è trasmessa, entro 5 giorni dalla data di esecutività, alla 
competente sezione regionale della Corte dei conti e al Ministero 
dell'interno.

3.  Il ricorso alla procedura di cui al presente articolo sospende 
temporaneamente la possibilità per la Corte dei conti di assegnare, ai 
sensi dell'articolo 6, comma 2, del decreto legislativo 6 settembre 2011, 
n. 149, il termine per l'adozione delle misure correttive di cui al comma 6, 
lettera a), del presente articolo. (952)
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4.  Le procedure esecutive intraprese nei confronti dell'ente sono sospese 
dalla data di deliberazione di ricorso alla procedura di riequilibrio 
finanziario pluriennale fino alla data di approvazione o di diniego di 
approvazione del piano di riequilibrio pluriennale di cui all'articolo 243-
quater, commi 1 e 3.

5.  Il consiglio dell'ente locale, entro il termine perentorio di novanta 
giorni dalla data di esecutività della delibera di cui al comma 1, delibera 
un piano di riequilibrio finanziario pluriennale di durata compresa tra 
quattro e venti anni, compreso quello in corso, corredato del parere 
dell'organo di revisione economico-finanziario. Qualora, in caso di inizio 
mandato, la delibera di cui al presente comma risulti già presentata dalla 
precedente amministrazione, ordinaria o commissariale, e non risulti 
ancora intervenuta la delibera della Corte dei conti di approvazione o di 
diniego di cui all'articolo 243-quater, comma 3, l'amministrazione in 
carica ha facoltà di rimodulare il piano di riequilibrio, presentando la 
relativa delibera nei sessanta giorni successivi alla sottoscrizione della 
relazione di cui all'articolo 4-bis, comma 2, del decreto legislativo 6 
settembre 2011, n. 149. (951) (960) (965)

5-bis.  La durata massima del piano di riequilibrio finanziario pluriennale, 
di cui al primo periodo del comma 5, è determinata sulla base del 
rapporto tra le passività da ripianare nel medesimo e l'ammontare degli 
impegni di cui al titolo I della spesa del rendiconto dell'anno precedente a 
quello di deliberazione del ricorso alla procedura di riequilibrio o 
dell'ultimo rendiconto approvato, secondo la seguente tabella:

Rapporto passività/impegni di cui al titolo I
Durata massima del piano di 

riequilibrio finanziario 
pluriennale

Fino al 20 per cento 4 anni
Superiore al 20 per cento e fino al 60 per cento 10 anni
Superiore al 60 per cento e fino al 100 per cento per i 
comuni fino a 60.000 abitanti 15 anni

Oltre il 60 per cento per i comuni con popolazione 
superiore a 60.000 abitanti e oltre il 100 per cento per 
tutti gli altri comuni

20 anni

(961)

6.  Il piano di riequilibrio finanziario pluriennale deve tenere conto di tutte 
le misure necessarie a superare le condizioni di squilibrio rilevate e deve, 
comunque, contenere:

a)  le eventuali misure correttive adottate dall'ente locale in 
considerazione dei comportamenti difformi dalla sana gestione finanziaria 
e del mancato rispetto degli obiettivi posti con il patto di stabilità interno 
accertati dalla competente sezione regionale della Corte dei conti; 

b)  la puntuale ricognizione, con relativa quantificazione, dei fattori di 
squilibrio rilevati, dell'eventuale disavanzo di amministrazione risultante 
dall'ultimo rendiconto approvato e di eventuali debiti fuori bilancio; 

c)  l'individuazione, con relative quantificazione e previsione dell'anno 
di effettivo realizzo, di tutte le misure necessarie per ripristinare 
l'equilibrio strutturale del bilancio, per l'integrale ripiano del disavanzo di 
amministrazione accertato e per il finanziamento dei debiti fuori bilancio 
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entro il periodo massimo di dieci anni, a partire da quello in corso alla 
data di accettazione del piano; 

d)  l'indicazione, per ciascuno degli anni del piano di riequilibrio, della 
percentuale di ripiano del disavanzo di amministrazione da assicurare e 
degli importi previsti o da prevedere nei bilanci annuali e pluriennali per il 
finanziamento dei debiti fuori bilancio.

7.  Ai fini della predisposizione del piano, l'ente è tenuto ad effettuare una 
ricognizione di tutti i debiti fuori bilancio riconoscibili ai sensi dell'articolo 
194. Per il finanziamento dei debiti fuori bilancio l'ente può provvedere 
anche mediante un piano di rateizzazione, della durata massima pari agli 
anni del piano di riequilibrio, compreso quello in corso, convenuto con i 
creditori.

7-bis.  Al fine di pianificare la rateizzazione dei pagamenti di cui al comma 
7, l'ente locale interessato può richiedere all'agente della riscossione una 
dilazione dei carichi affidati dalle agenzie fiscali e relativi alle annualità 
ricomprese nel piano di riequilibrio pluriennale dell'ente. Le rateizzazioni 
possono avere una durata temporale massima di dieci anni con pagamenti 
rateali mensili. Alle rateizzazioni concesse si applica la disciplina di cui 
all'articolo 19, commi 1-quater, 3 e 3-bis, del decreto del Presidente della 
Repubblica 29 settembre 1973, n. 602. Sono dovuti gli interessi di 
dilazione di cui all'articolo 21 del citato decreto del Presidente della 
Repubblica n. 602 del 1973. (962)

7-ter.  Le disposizioni del comma 7-bis si applicano anche ai carichi 
affidati dagli enti gestori di forme di previdenza e assistenza obbligatoria. 
(962)

7-quater.  Le modalità di applicazione delle disposizioni dei commi 7-bis e 
7-ter sono definite con decreto del Ministero dell'economia e delle finanze, 
di concerto con il Ministero del lavoro e delle politiche sociali, da adottare 
entro trenta giorni dalla data di entrata in vigore della presente 
disposizione. (962) (964)

7-quinquies.  L'ente locale è tenuto a rilasciare apposita delegazione di 
pagamento ai sensi dell'articolo 206 quale garanzia del pagamento delle 
rate relative ai carichi delle agenzie fiscali e degli enti gestori di forme di 
previdenza e assistenza obbligatoria di cui ai commi 7-bis e 7-ter. (962)

8.  Al fine di assicurare il prefissato graduale riequilibrio finanziario, per 
tutto il periodo di durata del piano, l'ente:

a)  può deliberare le aliquote o tariffe dei tributi locali nella misura 
massima consentita, anche in deroga ad eventuali limitazioni disposte 
dalla legislazione vigente; 

b)  è soggetto ai controlli centrali in materia di copertura di costo di 
alcuni servizi, di cui all'articolo 243, comma 2, ed è tenuto ad assicurare 
la copertura dei costi della gestione dei servizi a domanda individuale 
prevista dalla lettera a) del medesimo articolo 243, comma 2; 
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c)  è tenuto ad assicurare, con i proventi della relativa tariffa, la 
copertura integrale dei costi della gestione del servizio di smaltimento dei 
rifiuti solidi urbani e del servizio acquedotto; 

d)  è soggetto al controllo sulle dotazioni organiche e sulle assunzioni 
di personale previsto dall'articolo 243, comma 1; 

e)  è tenuto ad effettuare una revisione straordinaria di tutti i residui 
attivi e passivi conservati in bilancio, stralciando i residui attivi inesigibili o 
di dubbia esigibilità da inserire nel conto del patrimonio fino al 
compimento dei termini di prescrizione, nonché una sistematica attività di 
accertamento delle posizioni debitorie aperte con il sistema creditizio e dei 
procedimenti di realizzazione delle opere pubbliche ad esse sottostanti ed 
una verifica della consistenza ed integrale ripristino dei fondi delle entrate 
con vincolo di destinazione; 

f)  è tenuto ad effettuare una rigorosa revisione della spesa con 
indicazione di precisi obiettivi di riduzione della stessa, nonché una 
verifica e relativa valutazione dei costi di tutti i servizi erogati dall'ente e 
della situazione di tutti gli organismi e delle società partecipati e dei 
relativi costi e oneri comunque a carico del bilancio dell'ente; 

g)  può procedere all'assunzione di mutui per la copertura di debiti 
fuori bilancio riferiti a spese di investimento in deroga ai limiti di cui 
all'articolo 204, comma 1, previsti dalla legislazione vigente, nonché 
accedere al Fondo di rotazione per assicurare la stabilità finanziaria degli 
enti locali di cui all'articolo 243-ter, a condizione che si sia avvalso della 
facoltà di deliberare le aliquote o tariffe nella misura massima prevista 
dalla lettera a), che abbia previsto l'impegno ad alienare i beni 
patrimoniali disponibili non indispensabili per i fini istituzionali dell'ente e 
che abbia provveduto alla rideterminazione della dotazione organica ai 
sensi dell'articolo 259, comma 6, fermo restando che la stessa non può 
essere variata in aumento per la durata del piano di riequilibrio (956) (963).

9.  In caso di accesso al Fondo di rotazione di cui all'articolo 243-ter, 
l'Ente deve adottare entro il termine dell'esercizio finanziario le seguenti 
misure di riequilibrio della parte corrente del bilancio:

a)  a decorrere dall'esercizio finanziario successivo, riduzione delle 
spese di personale, da realizzare in particolare attraverso l'eliminazione 
dai fondi per il finanziamento della retribuzione accessoria del personale 
dirigente e di quello del comparto, delle risorse di cui agli articoli 15, 
comma 5, e 26, comma 3, dei Contratti collettivi nazionali di lavoro del 1° 
aprile 1999 (comparto) e del 23 dicembre 1999 (dirigenza), per la quota 
non connessa all'effettivo incremento delle dotazioni organiche; 

b)  entro il termine di un quinquennio, riduzione almeno del 10 per 
cento delle spese per acquisti di beni e prestazioni di servizi di cui al 
macroaggregato 03 della spesa corrente, finanziate attraverso risorse 
proprie. Ai fini del computo della percentuale di riduzione, dalla base di 
calcolo sono esclusi gli stanziamenti destinati:

1)  alla copertura dei costi di gestione del servizio di smaltimento dei 
rifiuti solidi urbani; 

2)  alla copertura dei costi di gestione del servizio di acquedotto; 
3)  al servizio di trasporto pubblico locale; 

Page 4 of 7FulShow

27.12.2019http://bd01.leggiditalia.it/cgi-bin/FulShow

18 / 74



4)  al servizio di illuminazione pubblica; 
5)  al finanziamento delle spese relative all'accoglienza, su 

disposizione della competente autorità giudiziaria, di minori in strutture 
protette in regime di convitto e semiconvitto; (957)

c)  entro il termine di un quinquennio, riduzione almeno del 25 per 
cento delle spese per trasferimenti di cui al macroaggregato 04 della 
spesa corrente, finanziate attraverso risorse proprie. Ai fini del computo 
della percentuale di riduzione, dalla base di calcolo sono escluse le somme 
relative a trasferimenti destinati ad altri livelli istituzionali, a enti, agenzie 
o fondazioni lirico-sinfoniche; (957)

c-bis)  ferma restando l'obbligatorietà delle riduzioni indicate nelle 
lettere b) e c), l'ente locale ha facoltà di procedere a compensazioni, in 
valore assoluto e mantenendo la piena equivalenza delle somme, tra 
importi di spesa corrente, ad eccezione della spesa per il personale e 
ferme restando le esclusioni di cui alle medesime lettere b) e c) del 
presente comma. Tali compensazioni sono puntualmente evidenziate nel 
piano di riequilibrio approvato; (958)

d)  blocco dell'indebitamento, fatto salvo quanto previsto dal primo 
periodo del comma 8, lettera g), per i soli mutui connessi alla copertura di 
debiti fuori bilancio pregressi (963).

9-bis.  In deroga al comma 8, lettera g), e al comma 9, lettera d), del 
presente articolo e all'articolo 243-ter, i comuni che fanno ricorso alla 
procedura di riequilibrio finanziario pluriennale prevista dal presente 
articolo possono contrarre mutui, oltre i limiti di cui al comma 1 
dell'articolo 204, necessari alla copertura di spese di investimento relative 
a progetti e interventi che garantiscano l'ottenimento di risparmi di 
gestione funzionali al raggiungimento degli obiettivi fissati nel piano di 
riequilibrio finanziario pluriennale, per un importo non superiore alle 
quote di capitale dei mutui e dei prestiti obbligazionari precedentemente 
contratti ed emessi, rimborsate nell'esercizio precedente. (955)

(950) Articolo inserito dall'art. 3, comma 1, lett. r), D.L. 10 ottobre 2012, 
n. 174, convertito, con modificazioni, dalla L. 7 dicembre 2012, n. 213.

(951) Comma così modificato dall’ art. 49-quinquies, comma 1, lett. a), 
D.L. 21 giugno 2013, n. 69, convertito, con modificazioni, dalla L. 9 
agosto 2013, n. 98, dall'art. 3, comma 3-bis, D.L. 6 marzo 2014, n. 16, 
convertito, con modificazioni, dalla L. 2 maggio 2014, n. 68, e, 
successivamente, dall’ art. 1, comma 888, lett. a), L. 27 dicembre 2017, 
n. 205, a decorrere dal 1° gennaio 2018.

(952) Sui limiti di applicabilità delle disposizioni del presente comma vedi 
l’ art. 1, comma 573, L. 27 dicembre 2013, n. 147.

(953) Comma così modificato dall’ art. 3, comma 3, lett. a), D.L. 6 marzo 
2014, n. 16, convertito, con modificazioni, dalla L. 2 maggio 2014, n. 68.

Page 5 of 7FulShow

27.12.2019http://bd01.leggiditalia.it/cgi-bin/FulShow

19 / 74



(954) Per le nuove disposizioni in materia di città metropolitane, province 
e unioni e fusioni di comuni, vedi la L. 7 aprile 2014, n. 56.

(955) Comma aggiunto dall’ art. 3, comma 3, lett. b), D.L. 6 marzo 2014, 
n. 16, convertito, con modificazioni, dalla L. 2 maggio 2014, n. 68.

(956) A norma della Deliberazione 17 febbraio 2015, n. 
8/SEZAUT/2015/INPR, il rinvio operato dalla presenta lettera all’art. 259, 
comma 6, deve intendersi riferito alla sola riduzione della dotazione 
organica e non anche alla riduzione della spesa del personale a tempo 
determinato; misura, quest’ultima, che potrà essere adottata nel contesto 
degli interventi di cui al successivo comma 9, ove necessaria al riequilibrio 
della parte corrente del bilancio.

(957) Lettera così sostituita dall’ art. 1, comma 436, lett. a), L. 11 
dicembre 2016, n. 232, a decorrere dal 1° gennaio 2017.

(958) Lettera inserita dall’ art. 1, comma 436, lett. b), L. 11 dicembre 
2016, n. 232, a decorrere dal 1° gennaio 2017.

(959) Sui limiti di applicabilità dell’ultimo periodo del presente comma 
vedi l’ art. 5, comma 11-septies, D.L. 30 dicembre 2016, n. 244, 
convertito, con modificazioni, dalla L. 27 febbraio 2017, n. 19.

(960) Per la proroga del termine per poter deliberare un nuovo piano di 
riequilibrio finanziario pluriennale di cui al presente comma, vedi l’ art. 5, 
comma 11-septies, D.L. 30 dicembre 2016, n. 244, convertito, con 
modificazioni, dalla L. 27 febbraio 2017, n. 19.

(961) Comma inserito dall’ art. 1, comma 888, lett. b), L. 27 dicembre 
2017, n. 205, a decorrere dal 1° gennaio 2018, e, successivamente, così 
modificato dall’ art. 38, comma 1-terdecies, D.L. 30 aprile 2019, n. 34, 
convertito, con modificazioni, dalla L. 28 giugno 2019, n. 58.

(962) Comma inserito dall’ art. 1, comma 890, L. 27 dicembre 2017, n. 
205, a decorrere dal 1° gennaio 2018.

(963) In deroga a quanto disposto dalla presente lettera vedi l’ art. 13, 
comma 9, D.L. 23 dicembre 2013, n. 145, convertito, con modificazioni, 
dalla L. 21 febbraio 2014, n. 9.

(964) In attuazione di quanto disposto dal presente comma vedi il 
Decreto 12 giugno 2019.

(965) Vedi, anche, l’ art. 1, comma 573, L. 27 dicembre 2013, n. 147 e 
l'art. 2, comma 5-bis, D.L. 19 giugno 2015, n. 78, convertito, con 
modificazioni, dalla L. 6 agosto 2015, n. 125.

(966) Vedi, anche, l’ art. 1, comma 889, L. 27 dicembre 2017, n. 205.
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1)

r) Landesgesetz vom 9. November 2001, Nr. 16 1)

Verwaltungsrechtliche Haftung der Verwalter und des Personals des 
Landes und der Körperschaften des Landes 

Kundgemacht im A.Bl. vom 27. November 2001, Nr. 49.

Art. 1 (Gegenstand)

(1) Dieses Gesetz regelt die verwaltungsrechtliche Haftung der Verwalter und des Personals des Landes Südtirol 
sowie der öffentlichen Körperschaften, die von ihr abhängen oder deren Ordnung in ihre, auch übertragenen 
Befugnisse fällt.

Art. 2 (Inhalt und Grenzen der verwaltungsrechtlichen Haftung)   

(1) Eine verwaltungsrechtliche Haftung ist gegeben:

(2) Die verwaltungsrechtliche Haftung beschränkt sich auf Handlungen, Verhalten oder Unterlassungen, die 
vorsätzlich oder grob fahrlässig begangen werden.

(3) 2)

(4) Ermessensentscheidungen bleiben unanfechtbar. Bei der Bewertung des Ausmaßes der 
verwaltungsrechtlichen Haftung sind die aufgrund des Verhaltens der Verwalter oder des Personals für die 
Körperschaft entstandenen Vorteile auf jeden Fall zu berücksichtigen.

(5) Eine verwaltungsrechtliche Haftung liegt für jenes Personal nicht vor, das Dienstanweisungen ausgeführt 
hat, die infolge einer schriftlichen Verweigerung, da für gesetzwidrig gehalten, schriftlich wiederbestätigt 
wurden. Eine Haftung besteht jedoch auch dann, wenn Handlungen vorliegen, die strafrechtlich verboten sind. 
Aufrecht bleibt die Verantwortung dessen, der die Anweisung erteilt oder den Fall selbst übernommen hat.

(6) Bei Kollegialorganen haften nur jene, und zwar solidarisch, die dafür gestimmt haben.

[(7) Bei der Ausübung der Befugnisse in Zusammenhang mit den Grundbuchseintragungen haftet der 
Grundbuchführer bzw. die Grundbuchführerin im Rahmen der Haftung des Grundbuchsrichters.] 3) 4)

(8) Die vermögensrechtliche Haftung des Direktions-, Lehr- und Erziehungspersonals sowie des nicht 
unterrichtenden Personals des Bildungssystems des Landes laut Artikel 1 Absatz 5 des Landesgesetzes vom 16. 
Juli 2008, Nr. 5, und der Landeserziehungseinrichtungen ist für Schäden, die der Verwaltung durch das 
Verhalten der Schüler direkt zugefügt werden, auf die Fälle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit bei der 
Aufsicht beschränkt. 3)

(9)  Die Einschränkung laut Absatz 8 wird auch auf die Haftung des genannten Personals gegenüber der 
Verwaltung angewandt, welche die durch das Verhalten der unter Aufsicht stehenden Schüler Dritten zugefügten 
Schäden ersetzt. Unbeschadet des Rückgriffsrechts im Falle von Vorsatz und grober Fahrlässigkeit tritt für die 
privatrechtliche Haftung aus den gerichtlichen Klagen Dritter die Verwaltung an die Stelle des Personals. 3)

falls Dritten bei der Ausübung dienstlicher Aufgaben oder wegen Verletzung der Dienstpflichten oder 
Verhaltensregeln Schäden zugefügt werden;

a) 

falls dem Dienstherrn, der Körperschaft, welcher das Personal zugeteilt ist, oder anderen 
Körperschaften bei der Ausübung dienstlicher Aufgaben oder durch Verletzung der Dienstpflichten oder 
Verhaltensregeln Schäden, auch wenn nicht materieller Natur, zugefügt werden;

b) 

falls den Finanzen der unter Buchstabe b) genannten Körperschaften aufgrund von Handlungen oder 
Unterlassungen buchhalterischer Natur sowie wegen Ausgaben, die diese Körperschaften aufgrund ihrer 
solidarischen Haftung übernommen haben, Schäden zugefügt wurden.

c) 
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2)

3)
4)

5)

6)

Absatz 3 wurde nicht beurkundet, weil dieser mit Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 340 vom 8.-24. Oktober 
2001 für verfassungswidrig erklärt wurde.

Die Absätze 7, 8 und 9 des Art. 2 wurden hinzugefügt durch Art. 12 Absatz 1 des L.G. vom 17. Jänner 2011, Nr. 1.
Der Verfassungsgerichtshof hat mit Urteil vom 10. Februar 2014, Nr. 19, den Art. 12, Absatz 1 erster Satz, sowie 

Absatz 2 des Landesgesetzes vom 17. Januar 2011, Nr. 1, welcher im Landesgesetz vom 9. November 2001, Nr. 16, im 
Art. 2 den Absatz 7, sowie im Art. 6, Absatz 2 im vorletzten Satz die Worte “dies auch dann, wenn bei Verfahren vor 
dem Rechnungshof eine leichte Fahrlässigkeit festgestellt wird und die Kosten kompensiert werden, sowie im Falle einer 
Verwicklung in die Untersuchungsphase letzterer Verfahren, sofern von der Anwaltschaft des Landes für angemessen 
erachtet, „  hinzugefügt hatte, für verfassungswidrig erklärt.

Art. 3 (Schadenvergütung an Dritte)  

(1) Die in Artikel 1 genannten Körperschaften vergüten, auch für die Verwalter und das Personal, Dritten den 
Schaden, vorbehaltlich der Regreßklage gegen Verwalter und Personal von seiten des Rechnungsrichters zwecks 
Feststellung der verwaltungsrechtlichen Haftung gemäß Artikel 2. Die staatlichen Bestimmungen über die zivil- 
und strafrechtliche Haftung der Verwalter und des Personals werden dadurch nicht berührt.

(2) Im Zuge der Anwendung von Absatz 1 sind die Körperschaften ermächtigt, und zwar auch im Laufe eines 
Strafverfahrens, Vorschüsse zu tätigen sowie die entsprechenden Streitfälle durch Vergleich beizulegen. Die 
Interessen der für verantwortlich gehaltenen Verwalter und des Personals dürfen jedoch nicht beeinträchtigt 
werden.

(3) Wenn die direkte oder die solidarische Verantwortung der Körperschaften besteht, zahlen die 
Körperschaften außerdem die Verwaltungsstrafen wegen Übertretungen, die in Ausübung der eigenen 
institutionellen Tätigkeit begangen werden; die Regressklage im Sinne von Absatz 1 bleibt aufrecht. 5)

(4) Auf Antrag der im Absatz 1 genannten Körperschaften kann das Land an deren Stelle die gemäß der Absätze 
1 und 2 notwendigen Verwaltungsmaßnahmen treffen.

Absatz 3 wurde ersetzt durch Art. 2 des L.G. vom 20. Juni 2005, Nr. 3.

Art. 4 (Vermögensmäßige Begrenzung der verwaltungsrechtlichen 
Haftung) 

(1) 6)

(2) Offen bleibt die Möglichkeit, wegen Handlungen oder Unterlassungen, die eine verwaltungsrechtliche 
Haftung zur Folge haben, disziplinarrechtlich vorzugehen.

Absatz 1 wurde nicht beurkundet, weil dieser mit Urteil des Verfassungsgerichtshofes Nr. 340 vom 8.-24. Oktober 
2001 für verfassungswidrig erklärt wurde.

Art. 5 (Meldepflicht)   

(1) Die Verwalter und Führungskräfte der in Artikel 1 genannten Körperschaften, die von diesen zu bestimmen 
sind, sind verpflichtet, dem zuständigen Organ des Rechnungshofes die Fälle zu melden, in denen eine 
verwaltungsrechtliche Haftung gegeben sein kann.

(2) Die Meldung muß alle gesammelten Informationen zwecks Feststellung der verwaltungsrechtlichen Haftung 
und der Schäden enthalten. Die Meldung muß die vollständigen meldeamtlichen Daten der vermuteten 
verantwortlichen Verwalter oder des Personals, die Handlungen, das an den Tag gelegte Verhalten, die 
Abweichung von geltenden Bestimmungen, die Höhe des Schadens oder zumindest die notwendigen 
Anhaltspunkte, um diesen bestimmen zu können, enthalten.
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7)

8)

Art. 6 (Vertretung und Verteidigung vor Gericht und Vergütung der 
Kosten)    

(1) Die in Artikel 1 genannten Körperschaften nehmen auf Antrag der Verwalter und des Personals, 
einschließlich des abgeordneten, beauftragten und auf Zeit eingestellten Personals, sowie des aus beliebigem 
Grund im Dienst stehenden Personals, einschließlich des Volontariatspersonals, dessen Vertretung und 
Verteidigung in den Zivilverfahren, in welche diese aus dienstlichen Gründen verwickelt sind, durch die im Dienst 
der jeweiligen Körperschaft stehenden Anwälte wahr. Dem Auftrag wird nicht stattgegeben, falls ein 
Interessenkonflikt besteht.

(2)Unbeschadet der Bestimmungen laut Absatz 1 vergüten die in Artikel 1 genannten Körperschaften, im 
Rahmen des eigenständigen Verhältnisses zwischen Verwaltung und ihren Verwaltern bzw. ihrem Personal, 
diesen bei Freispruch, auf Antrag, die Anwalts-, Gutachter- und Gerichtskosten, welche sie für die Verteidigung 
in Verfahren wegen strafrechtlicher, zivilrechtlicher, verwaltungsrechtlicher und buchhalterischer Haftung 
bestritten haben, die ihnen gegenüber aus Gründen oder infolge von Vorfällen, Handlungen oder Unterlassungen 
eingeleitet wurden, die mit ihrem Mandat und ihrer Funktion, mit der Ausübung ihres Dienstes und mit der 
Wahrnehmung ihrer Dienstaufgaben oder institutionellen Verpflichtungen in Zusammenhang stehen. Die 
Vergütung erfolgt gegen Vorlage der ordnungsgemäß saldierten Rechnungen und in dem Ausmaß, das von der 
Anwaltschaft des Landes oder, was die anderen Körperschaften angeht, von den entsprechenden 
Organisationseinheiten innerhalb der Obergrenze der von den einschlägigen Gebührenordnungen festgelegten 
Parameter für angemessen erachtet wird. 7) 8)

(3) Die in Artikel 1 genannten Körperschaften können im Rahmen der Forderungen der Verteidiger und 
Gutachter Vorschüsse auf die Kosten laut Absatz 2 gewähren, sofern Verwalter und Personal sich verpflichten, 
im Falle der Feststellung ihrer verwaltungsrechtlichen Haftung diese Vorschüsse rückzuerstatten, und die 
Körperschaften ermächtigen, die entsprechenden Beträge von den zustehenden Bezügen im gesetzlich 
vorgesehenen Rahmen abzuziehen. Bereits aus dem Amt oder dem Dienst ausgeschiedene Verwalter bzw. 
Bedienstete müssen diesbezüglich eine geeignete Bankgarantie vorlegen.

(4) Für jede Gerichtsinstanz werden die Anwaltskosten für einen Verteidiger und für den allfälligen Domiziliatar 
vergütet. Die Gutachterkosten sind auf einen Gutachter für jedes einzelne, mit dem Gutachten 
zusammenhängende Fachgebiet oder jeden speziellen Bereich beschränkt.

(5) Die in diesem Artikel vorgesehenen Vergütungen stehen auch für die Anwalts- und Gutachterkosten für 
Zivil- oder Strafverfahren oder Verfahren wegen verwaltungsrechtlicher Haftung, welche bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes noch behängen, zu.

(6) Wird eine verwaltungsrechtliche Haftung im Sinne von Artikel 2 von der zuständigen Behörde festgestellt, 
sind die Verwalter und das Personal verpflichtet, der Verwaltung die vorgestreckten Beträge zu vergüten. Der 
entsprechende Betrag darf bei nicht vorsätzlich begangenen Handlungen oder Unterlassungen den in Artikel 4 
Absatz 1 vorgesehenen Betrag nicht übersteigen.

Art. 6 Absatz 2 wurde zuerst geändert durch Art. 12 Absatz 2 des L.G. vom 17 Jänner 2011, Nr. 1, später so ersetzt 
durch Art. 5 Absatz 1 des L.G. vom 9. Februar 2018, Nr. 1, und geändert durch Art. 8 Absatz 2 des L.G. vom 30. Juli 
2019, Nr. 6.

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Urteil vom 10. Februar 2014, Nr. 19, den Art. 12, Absatz 1 erster Satz, sowie 
Absatz 2 des Landesgesetzes vom 17. Januar 2011, Nr. 1, welcher im Landesgesetz vom 9. November 2001, Nr. 16, im 
Art. 2 den Absatz 7, sowie im Art. 6, Absatz 2 im vorletzten Satz die Worte “dies auch dann, wenn bei Verfahren vor 
dem Rechnungshof eine leichte Fahrlässigkeit festgestellt wird und die Kosten kompensiert werden, sowie im Falle einer 
Verwicklung in die Untersuchungsphase letzterer Verfahren, sofern von der Anwaltschaft des Landes für angemessen 
erachtet, „ hinzugefügt hatte, für verfassungswidrig erklärt.

Art. 7 (Ausdehnung auf Externe mit institutionellen Aufgaben)

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden, soweit anwendbar, auch für jene außenstehenden Personen 
Anwendung, die für die in Artikel 1 genannten Körperschaften in Kollegialorganen institutionelle Aufgaben 
ausüben oder an der Ausübung institutioneller Aufgaben teilnehmen, außer sie müssen das entsprechende 
Risiko aufgrund Gesetz, Verordnung oder Vertrag selbst tragen.
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9)

10)
11)
12)
13)
14)
9)
15)

Art. 8 9)

Omissis.

Art. 9 (Änderung von Landesgesetzen)

(1) 10)

(2) 11)

(3) 12)

(4) 13)

(5) 14)

(6) 9)

(7) 15)

Ersetzt den Art. 2 Absatz 1 Buchstabe e) des L.G. vom 31. August 1974, Nr. 7.
Ersetzt den Art. 90 des L.G. vom 17. August 1976, Nr. 36.
Ersetzt den Art. 33 des L.G. vom 30. Juni 1983, Nr. 20.
Ersetzt den Art. 23 Absatz 6 des L.G. vom 30. April 1991, Nr. 13.
Ersetzt den Art. 18 Absatz 2 des L.G. vom 13. Dezember 1991, Nr. 33.

Omissis.
Ersetzt den Art. 5 des L.G. vom 28. Oktober 1994, Nr. 9.

Art. 10 (Aufhebung von Bestimmungen)

(1) Folgende Gesetzesbestimmungen sind aufgehoben:

die Artikel 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54 und 55 des Landesgesetzes vom 3. Juli 1959, Nr. 6,a) 
Artikel 18 Absatz 6 des Landesgesetzes vom 25. Juli 1970, Nr. 16, in geltender Fassung,b) 
Artikel 14 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 31. August 1974, Nr. 7, in geltender Fassung,c) 
Artikel 7 des Landesgesetzes vom 12. Juli 1975, Nr. 35, in geltender Fassung,d) 
Artikel 9 des Landesgesetzes vom 26. Mai 1976, Nr. 18, in geltender Fassung,e) 
Artikel 3 Absatz 2 des Landesgesetzes vom 11. Juni 1977, Nr. 16,f) 
Artikel 7 des Landesgesetzes vom 24. November 1977, Nr. 37,g) 
Artikel 13 Absatz 1 des Landesgesetzes vom 26. Juli 1978, Nr. 45,h) 
Artikel 13 des Landesgesetzes vom 23. August 1978, Nr. 49,i) 
Artikel 25 des Landesgesetzes vom 7. Dezember 1978, Nr. 69,j) 
die Artikel 71, 72, 73 und 74 des Landesgesetzes vom 26. April 1980, Nr. 8,k) 
Artikel 10 des Landesgesetzes vom 16. August 1980, Nr. 33,l) 
Artikel 7 Absätze 4 und 5 des Landesgesetzes vom 21. Jänner 1987, Nr. 2,m) 
Artikel 27 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 29. Juni 1987, Nr. 12, und der entsprechende Artikel 30 
Absatz 3 des mit Dekret des Landeshauptmanns vom 23. Dezember 1988, Nr. 37genehmigten 
vereinheitlichten Textes der Landesgesetze über die Personalordnung der Berufsausbildung,

n) 

Artikel 11 des Landesgesetzes vom 25. Januar 1988, Nr. 5,o) 
die Artikel 2, 3 und 6 und Artikel 11 Absätze 1 und 4 des Landesgesetzes vom 27. Oktober 1988, Nr. 
41,

p) 

das Landesgesetz vom 1. März 1991, Nr. 4,
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(2) Gegenüber dem Personal der in Artikel 1 genannten Körperschaften finden außerdem all jene 
Bestimmungen nicht Anwendung, die mit diesem Gesetz unvereinbar sind.

Dieses Gesetz ist im Amtsblatt der Region kundzumachen. Jeder, den es obliegt, ist verpflichtet, es als 
Landesgesetz zu befolgen und für seine Befolgung zu sorgen.

q) Artikel 72 des Landesgesetzes vom 17. Juni 1998, Nr. 6.r) 
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1)

r) Legge provinciale9 novembre 2001, n. 16 1)

Responsabilità amministrativa degli amministratori e del personale 
della Provincia e degli Enti provinciali 

Pubblicata nel B.U. 27 novembre 2001, n. 49.

Art. 1 (Oggetto)

(1)  La presente legge disciplina la responsabilità amministrativa degli amministratori e del personale della 
Provincia autonoma di Bolzano nonché degli enti pubblici da essa dipendenti o il cui ordinamento rientra nelle 
sue competenze, anche delegate.

Art. 2 (Contenuto e limiti della responsabilità amministrativa) 

(1)  Danno luogo a responsabilità amministrativa:

(2)  La responsabilità amministrativa è limitata ai fatti, ai comportamenti ed alle omissioni posti in essere con 
dolo o colpa grave.

(3) 2)

(4)  Resta ferma l'insindacabilità nel merito delle scelte discrezionali. Nel valutare il grado della responsabilità 
amministrativa deve tenersi conto dei vantaggi comunque conseguiti dall'ente in relazione al comportamento 
degli amministratori o del personale.

(5)  Rimane esclusa ogni responsabilità amministrativa per il personale che ha eseguito ordini di servizio 
rinnovati per iscritto a seguito di motivato rifiuto scritto di eseguirli perché ritenuti illegittimi, salvo che si tratti 
di attività vietate dalla legge penale. Resta ferma la responsabilità di chi ha impartito tale ordine o di chi si sia 
avocato l'affare.

(6)  Nel caso di organi collegiali, la responsabilità si imputa soltanto ai componenti che hanno espresso voto 
favorevole, i quali rispondono solidalmente.

[(7)  Nell’esercizio delle funzioni connesse con le iscrizioni tavolari il conservatore ovvero la conservatrice dei 
libri fondiari è responsabile nei limiti in cui risponde il giudice tavolare.] 3) 4)

(8)  La responsabilità patrimoniale del personale direttivo, docente, educativo e non docente del sistema 
provinciale di istruzione e formazione di cui all’articolo 1, comma 5, della legge provinciale 16 luglio 2008, n. 5, 
e delle istituzioni educative provinciali per danni arrecati direttamente all'Amministrazione in connessione a 
comportamenti degli alunni è limitata ai soli casi di dolo o colpa grave nell'esercizio della vigilanza sugli alunni 
stessi. 3)

(9)  La limitazione di cui al comma 8 si applica anche alla responsabilità del predetto personale verso 
l'Amministrazione che risarcisca il terzo dei danni subiti per comportamenti degli alunni sottoposti alla vigilanza. 
Salvo rivalsa nei casi di dolo o colpa grave, l'Amministrazione si surroga al personale medesimo nelle 
responsabilità civili derivanti da azioni giudiziarie promosse da terzi. 3)

il causare danni a terzi nell'esercizio delle funzioni e nello svolgimento dei compiti di servizio nonché 
per violazione degli obblighi di servizio e di comportamento;

a) 

il causare danni, anche non materiali, all'ente di appartenenza, all'ente assegnato o ad amministrazioni 
o enti diversi da quelli di appartenenza nell'esercizio delle funzioni e nello svolgimento dei compiti di 
servizio nonché per violazione degli obblighi di servizio e di comportamento;

b) 

il causare danni alle finanze degli enti di cui alla lettera b) per fatti od omissioni di natura contabile 
nonché per le spese assunte dagli stessi per effetto del vincolo di solidarietà.

c) 
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2)

3)
4)

5)

6)

Il comma 3 non è stato promulgato, in quanto dichiarato costituzionalmente illegittimo con sentenza della Corte 
Costituzionale n. 340 dell' 8-24 ottobre 2001.

I commi 7, 8 e 9 dell'art. 2, sono stati aggiunti dall'art. 12, comma 1, della L.P. 17 gennaio 2011, n. 1.
La Corte Costituzionale con sentenza del 10 febbraio 2014, n. 19 ha dichiarato illegittimo l'art. 12, comma 1, primo 

periodo, e comma 2, della legge provinciale 17 gennaio 2011, n. 1, che nella legge provinciale 9 novembre 2001, n. 16, 
aveva aggiunto il comma 7 dell'art. 2, così come l'ultimo periodo dell'art. 6, comma 2.

Art. 3 (Risarcimento del danno a terzi)              

(1)  Ferma restando la responsabilità civile e penale degli amministratori e del personale, gli enti di cui 
all'articolo 1 provvedono direttamente, anche per conto degli amministratori e del personale, al risarcimento dei 
danni a terzi, salva l'azione di rivalsa nei confronti degli amministratori e del personale per l'accertamento della 
responsabilità amministrativa ai sensi dell'articolo 2 da parte dell'organo giurisdizionale contabile.

(2)  Ai fini di cui al comma 1 gli enti sono autorizzati a concedere, anche in pendenza di procedimento penale, 
anticipazioni nonché a transigere le vertenze, senza alcun pregiudizio per gli interessi degli amministratori e del 
personale ritenuti responsabili.

(3)  Gli enti provvedono altresì al pagamento delle sanzioni amministrative per le violazioni afferenti la propria 
attività istituzionale qualora sussista la responsabilità diretta o solidale degli enti medesimi, salva l'azione di 
rivalsa ai sensi del comma 1. 5)

(4)  Su richiesta degli enti di cui all'articolo 1 la Provincia può provvedere per conto degli stessi agli 
adempimenti amministrativi necessari ai fini di cui ai commi 1 e 2.

Il comma 3 è stato sostituito dall'art. 2 della L.P. 20 giugno 2005, n. 3.

Art. 4 (Limite patrimoniale della responsabilità amministrativa)   

(1) 6)

(2)  Rimane comunque salva l'azione disciplinare per fatti od omissioni comportanti responsabilità 
amministrativa.

Il comma 1 non è stato promulgato, in quanto dichiarato costituzionalmente illegittimo con sentenza della Corte 
Costituzionale n. 340 dell' 8-24 ottobre 2001.

Art. 5 (Obbligo di denuncia)         

(1)  Gli amministratori ed i dirigenti degli enti di cui all'articolo 1, da individuarsi dagli enti stessi, sono tenuti a 
denunciare all'organo competente della Corte dei Conti i fatti che possono dar luogo a responsabilità 
amministrativa.

(2)  La denuncia deve contenere tutti gli elementi raccolti per l'accertamento della responsabilità amministrativa 
e la determinazione del danno, con indicazione delle generalità complete degli amministratori o del personale 
ritenuti responsabili, dei fatti, dei comportamenti tenuti, delle deviazioni dalle regole normative nonché 
dell'ammontare del danno o comunque degli elementi necessari per determinarlo.

Art. 6 (Rappresentanza e difesa in giudizio e rimborso spese)        
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7)

8)

9)

(1)  Gli enti di cui all'articolo 1 curano, su richiesta degli amministratori e del personale, comandato, incaricato 
o temporaneo o comunque in servizio, compreso il personale in rapporto di volontariato, la loro rappresentanza 
e difesa nei giudizi civili, nei quali siano rimasti coinvolti per fatti o cause di servizio, tramite gli avvocati alle 
dipendenze degli stessi, salvo che sussista un conflitto di interessi.

(2) Fatto salvo quanto previsto dal comma 1, gli enti di cui all’articolo 1, nell’autonomo rapporto intercorrente 
tra amministrazione e amministratori o dipendenti, rimborsano agli stessi, su richiesta, le spese legali, peritali e 
giudiziarie sostenute dagli stessi per la loro difesa in procedimenti di responsabilità penale, civile, amministrativa 
e contabile, promossi nei loro confronti per cause o in conseguenza di fatti, atti od omissioni connessi con il 
mandato e le funzioni esercitate, con l'espletamento del servizio e con l’adempimento dei compiti d’ufficio o con 
l'assolvimento di obblighi istituzionali, nel caso di conclusione del procedimento con sentenza di assoluzione. Il 
rimborso delle predette spese avviene dietro presentazione delle relative parcelle regolarmente saldate e nella 
misura ritenuta congrua dall’Avvocatura della Provincia o, per gli altri enti, dalla corrispondente struttura, nel 
limite massimo dei parametri stabiliti dalle rispettive tariffe professionali.  7) 8)

(3)  Gli enti di cui all'articolo 1 possono concedere anticipi sulle spese di cui al comma 2 in misura non superiore 
a quelle risultanti dalle richieste dei difensori e dei periti, a condizione che gli amministratori e il personale si 
impegnino a restituire gli anticipi stessi in caso di accertamento della loro responsabilità amministrativa ed 
autorizzino gli enti stessi a dedurre i relativi importi dagli emolumenti ad essi spettanti, nei limiti di legge. Gli 
amministratori ed il personale già cessati dall'incarico o dal servizio devono presentare idonea garanzia bancaria.

(4)  Per ciascun grado del giudizio il rimborso delle spese legali è limitato a quelle sostenute per un solo 
difensore e per l'eventuale domiciliatario. Il rimborso delle spese peritali è limitato alle spese per un solo 
professionista, per singolo ramo o disciplina attinenti all'oggetto della perizia.

(5)  I rimborsi di cui al presente articolo spettano anche per le spese legali e peritali relative a procedimenti 
penali, civili o di responsabilità amministrativa, in corso alla data di entrata in vigore della presente legge.

(6)  Nel caso di una responsabilità amministrativa ai sensi dell'articolo 2, accertata dall'autorità competente, gli 
amministratori ed il personale sono tenuti a rimborsare all'ente le anticipazioni. Il relativo importo non può 
comunque superare, in caso di fatti od omissioni non commessi con dolo, l'importo di cui all'articolo 4, comma 1.

L'art. 6, comma 2, è stato  prima modificato dall'art. 12, comma 2, della L.P. 17 gennaio 2011, n. 1, successivamente 
così sostituito dall'art. 5, comma 1, della L.P. 9 febbraio 2018, n. 1, ed infine modificato dall'art. 8, comma 1, della L.P. 
30 luglio 2019, n. 6.

La Corte Costituzionale con sentenza del 10 febbraio 2014, n. 19 ha dichiarato illegittimo l'art. 12, comma 1, primo 
periodo, e comma 2, della legge provinciale 17 gennaio 2011, n. 1, che nella legge provinciale 9 novembre 2001, n. 16, 
aveva aggiunto il comma 7 dell'art. 2, così come l'ultimo periodo dell'art. 6, comma 2.

Art. 7 (Estensioni agli estranei svolgenti funzioni istituzionali)

(1)  Le disposizioni della presente legge si applicano, in quanto compatibili, anche alle persone estranee che 
esercitano presso gli enti di cui all'articolo 1 funzioni istituzionali in seno ad organi collegiali o partecipano allo 
svolgimento di funzioni istituzionali purché per legge, regolamento o contratto non debbano assumere in proprio 
il relativo rischio.

Art. 8 9)

Omissis.

Art. 9 (Modifiche di leggi provinciali)

(1) 10)

(2) 11)

Page 3 of 4LexBrowser

07.01.2020http://lexbrowser.provinz.bz.it/Stampa.aspx

28 / 74



10)
11)
12)
13)
14)
9)
15)

(3) 12)

(4) 13)

(5) 14)

(6) 9)

(7) 15)

Sostituisce l'art. 2, comma 1, lettera e), della L.P. 31 agosto 1974, n. 7.
Sostituisce l'art. 90 della L.P. 17 agosto 1976, n. 36.
Sostituisce l'art. 33 della L.P. 30 giugno 1983, n. 20.
Sostituisce l'art. 23, comma 6, della L.P. 30 aprile 1991, n. 13.
Sostituisce l'art. 18, comma 2, della L.P. 13 dicembre 1991, n. 33.

Omissis.
Sostituisce l'art. 5 della L.P. 28 ottobre 1994, n. 9.

Art. 10 (Abrogazione di norme)

(1)  Sono abrogate le seguenti disposizioni di legge:

(2)  Nei confronti del personale degli enti di cui all'articolo 1 non si applicano, inoltre, tutte le altre disposizioni 
incompatibili con la presente legge.

La presente legge sarà pubblicata nel Bollettino Ufficiale della Regione. È fatto obbligo a chiunque spetti di 
osservarla e di farla osservare come legge della Provincia.

gli articoli 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54 e 55 della legge provinciale 3 luglio 1959, n. 6;a) 
il comma 6 dell'articolo 18 della legge provinciale 25 luglio 1970, n. 16, e successive modifiche;b) 
il comma 2 dell'articolo 14 della legge provinciale 31 agosto 1974, n. 7, e successive modifiche;c) 
l'articolo 7 della legge provinciale 12 luglio 1975, n. 35, e successive modifiche;d) 
l'articolo 9 della legge provinciale 26 maggio 1976, n. 18, e successive modifiche;e) 
il comma 2 dell'articolo 3 della legge provinciale 11 giugno 1977, n. 16;f) 
l'articolo 7 della legge provinciale 24 novembre 1977, n. 37;g) 
il comma 1 dell'articolo 13 della legge provinciale 26 luglio 1978, n. 45;h) 
l'articolo 13 della legge provinciale 23 agosto 1978, n. 49;i) 
l'articolo 25 della legge provinciale 7 dicembre 1978, n. 69;j) 
gli articoli 71, 72, 73 e 74 della legge provinciale 26 aprile 1980, n. 8;k) 
l'articolo 10 della legge provinciale 16 agosto 1980, n. 33;l) 
i commi 4 e 5 dell'articolo 7 della legge provinciale 21 gennaio 1987, n. 2;m) 
il comma 3 dell'articolo 27 della legge provinciale 29 giugno 1987, n. 12, ed il relativo comma 3 
dell'articolo 30 del testo unico delle leggi sull'ordinamento del personale provinciale addetto alla 
formazione professionale, approvato con decreto del Presidente della giunta provinciale 23 dicembre 
1988, n. 37;

n) 

l'articolo 11 della legge provinciale 25 gennaio 1988, n. 5;o) 
gli articoli 2, 3, 6 ed i commi 1 e 4 dell'articolo 11 della legge provinciale 27 ottobre 1988, n. 41;p) 
la legge provinciale 1 marzo 1991, n. 4;q) 
l'articolo 72 della legge provinciale 17 giugno 1998, n. 6.r) 
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Leggi d'Italia  

D.P.R. 15-3-2010 n. 87
Regolamento recante norme per il riordino degli istituti professionali, a norma dell'articolo 64, comma 4, 
del decreto-legge 25 giugno 2008, n. 112, convertito, con modificazioni, dalla legge 6 agosto 2008, n. 
133.
Pubblicato nella Gazz. Uff. 15 giugno 2010, n. 137, S.O.

D.P.R. 15 marzo 2010, n. 87 (1) (2).

Regolamento recante norme per il riordino degli istituti 
professionali, a norma dell'articolo 64, comma 4, del decreto-
legge 25 giugno 2008, n. 112, convertito, con modificazioni, dalla 
legge 6 agosto 2008, n. 133. 

(1) Pubblicato nella Gazz. Uff. 15 giugno 2010, n. 137, S.O.

(2) Per l’abrogazione del presente provvedimento, a decorrere dall’anno 
scolastico 2022/2023, vedi l’ art. 13, comma 1, D.Lgs. 13 aprile 2017, n. 
61. Sull’applicabilità delle disposizioni del presente provvedimento vedi l’ 
art. 14, comma 1, del medesimo D.Lgs. n. 61/2017.

Art. 6 Valutazione e titoli finali (11)

1.  La valutazione periodica e finale degli apprendimenti è effettuata 
secondo quanto previsto dall'articolo 13 del decreto legislativo 17 ottobre 
2005, n. 226 e successive modificazioni, dall'articolo 2 del decreto-legge 
1° settembre 2008, n. 137, convertito, con modificazioni, dalla legge 30 
ottobre 2008, n. 169, e dal regolamento emanato con il decreto del 
Presidente della Repubblica 22 giugno 2009, n. 122.

2.  I percorsi degli istituti professionali si concludono con un esame di 
Stato, secondo le vigenti disposizioni sugli esami conclusivi dell'istruzione 
secondaria superiore.

3.  Le prove per la valutazione periodica e finale e per gli esami di Stato 
di cui ai commi 1 e 2 sono definite in modo da accertare la capacità dello 
studente di utilizzare i saperi e le competenze acquisiti nel corso degli 
studi anche in contesti applicativi. A tal fine, con riferimento a specifiche 
competenze relative alle aree di indirizzo, le commissioni di esame si 
possono avvalere di esperti del mondo economico e produttivo con 
documentata esperienza nel settore di riferimento.
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4.  Al superamento dell'esame di Stato conclusivo dei percorsi degli istituti 
professionali viene rilasciato il diploma di istruzione professionale, 
indicante l'indirizzo seguito dallo studente e le competenze acquisite, 
anche con riferimento alle eventuali opzioni scelte. Il predetto diploma 
costituisce titolo necessario per l'accesso all'università ed agli istituti di 
alta formazione artistica, musicale e coreutica, agli istituti tecnici superiori 
e ai percorsi di istruzione e formazione tecnica superiore di cui ai capi II e 
III del decreto del Presidente del Consiglio dei Ministri in data 25 gennaio 
2008, fermo restando il valore del diploma medesimo a tutti gli altri effetti 
previsti dall'ordinamento giuridico.

5.  Le Province autonome di Trento e Bolzano per gli studenti che hanno 
conseguito il diploma professionale al termine del percorso di istruzione e 
formazione professionale quadriennale di cui all'articolo 20, comma 1, 
lettera c), del decreto legislativo 17 ottobre 2005, n. 226, e intendono 
sostenere l'esame di Stato di cui all'articolo 15, comma 6, del medesimo 
decreto, realizzano gli appositi corsi annuali che si concludono con 
l'esame di Stato. Le commissioni d'esame sono nominate, ove richiesto 
dalle Province medesime, dal Ministero dell'istruzione, dell'università e 
della ricerca, con le modalità e i programmi di cui alle rispettive norme di 
attuazione dello statuto della regione Trentino-Alto Adige. Attraverso 
specifiche intese tra il Ministero dell'istruzione, dell'università e della 
ricerca e le Province autonome di Trento e Bolzano sono definiti i criteri 
generali per la realizzazione dei corsi di cui sopra in modo coerente con il 
percorso seguito dallo studente nel sistema provinciale dell'istruzione e 
formazione professionale.

(11) Per l’abrogazione del presente provvedimento, a decorrere dall’anno 
scolastico 2022/2023, vedi l’ art. 13, comma 1, D.Lgs. 13 aprile 2017, n. 
61. Sull’applicabilità delle disposizioni del presente provvedimento vedi l’ 
art. 14, comma 1, del medesimo D.Lgs. n. 61/2017.

Copyright 2015 Wolters Kluwer Italia Srl. All rights reserved.
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1)

2)

g) Landesgesetz vom 24. September 2010 , Nr. 11 1)

Die Oberstufe des Bildungssystems des Landes Südtirol 

Kundgemacht im Amtsblatt vom 28. September 2010, Nr. 39.

1. ABSCHNITT
GRUNDLEGENDE BESTIMMUNGEN BETREFFEND DIE OBERSTUFE 
DES BILDUNGSSYSTEMS

Art. 2 (Aufbau)   

(1)  Die Bildungswege der Gymnasien und der Fachoberschulen sind fünfjährig und gliedern sich in zwei 
Biennien und ein fünftes Jahr. Die Gymnasien und Fachoberschulen schließen mit einer staatlichen 
Abschlussprüfung ab.

(2) Die Bildungswege der Berufsbildung gliedern sich in:

(3)  Der Zugang zur Oberstufe erfolgt nach dem Bestehen der staatlichen Abschlussprüfung der Unterstufe.

Der Buchstabe d) des Art. 2 Absatz 2 wurde zuerst ersetzt durch Art. 23 Absatz 1 des L.G. vom 4. Juli 2012, Nr. 12, 
und dann durch Art. 23 Absatz 1 des L.G. vom 4. Juli 2012, Nr. 12, welcher durch Art. 17 Absatz 1 des L.G. vom 15. 
April 2016, Nr. 7, so ersetzt wurde.

Art. 5 (Berufsbildung)    

(1)  Die Bildungswege der Berufsbildung setzen sich zum Ziel, die Schülerinnen und Schüler zu befähigen, eine 
berufliche Tätigkeit mit Kompetenz und reflexiver Handlungsfähigkeit durchzuführen. Diese Bildungswege 
ermöglichen den Erwerb von Berufsbefähigungen unterschiedlichen Niveaus bis hin zur staatlichen 
Abschlussprüfung.

(2)  Die Bildungswege zum Erwerb eines Berufsbefähigungszeugnisses oder eines Berufsbildungsdiploms laut 
Artikel 2 Absatz 2 Buchstaben a) und b) werden an verschiedenen Lernorten umgesetzt und verbinden Theorie 
und Praxis in einem bestimmten Berufsbild. Sie fördern und entwickeln durch praxisbezogene und 
handlungsorientierte Lernwege die technisch-praktischen sowie die persönlichen und sozialen Kompetenzen. In 
Zusammenarbeit mit Betrieben werden Praktika und Projekte mit Arbeitsaufträgen verwirklicht. Dem 
systematisch erhobenen Ausbildungsbedarf wird in spezifischen Berufsbildern Rechnung getragen.

(3)  Das Bildungsjahr laut Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c) ermöglicht eine vertiefte Allgemeinbildung und die 
Zulassung zur staatlichen Abschlussprüfung. Die allgemeinen Kriterien für die Durchführung des genannten 
Bildungsjahres werden von der Landesregierung im Einvernehmen mit dem zuständigen Ministerium unter 
Berücksichtigung der autonomen Befugnisse und lokalen Gegebenheiten  festgelegt.

dreijährige Fachschulen, die mit dem Erwerb eines Berufsbefähigungszeugnisses abschließen; dieses 
Berufsbefähigungszeugnis stellt den Zulassungstitel für das vierte Jahr der Fachschulen dar, das ein 
Spezialisierungsjahr ist,

a) 

vierjährige Fachschulen, die mit der Erlangung des Berufsbildungsdiploms abschließen,b) 
ein Bildungsjahr, für das ein Berufsbildungsdiplom Zugangsvoraussetzung ist und das mit einer 
staatlichen Abschlussprüfung endet,

c) 

Lehrlingsausbildungen im Rahmen der Schulpflicht, der Bildungspflicht und des Bildungsrechts, die mit 
dem Erwerb eines Berufsbefähigungszeugnisses, eines Berufsbildungsdiplomes oder eines Diploms der 
staatlichen Abschlussprüfung abschließen  2)

d) 

fünfjährige berufsbildende Oberschulen, gegliedert in zwei Biennien und ein fünftes Jahr, die mit einer 
staatlichen Abschlussprüfung enden.

e) 
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(4)  Die Lehrlingsausbildung laut Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe d) ist ein gleichwertiges Bildungssegment für die 
Erfüllung des Bildungsrechts und der Bildungspflicht sowie der Schulpflicht im Rahmen der geltenden staatlichen 
Bestimmungen. Die Lehrlingsausbildung erfolgt im Wechsel der Lernorte Schule und Betrieb, die gemeinsam die 
Ausbildungsverantwortung für die Jugendlichen tragen.

(5)  Die Bildungswege der berufsbildenden Oberschulen laut Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe e) bezwecken den 
Erwerb allgemeiner und technisch-praktischer Bildung, die es ermöglicht, handlungsorientiert Kenntnisse und 
Kompetenzen zu erwerben, um den Anforderungen der Berufs- und Arbeitswelt gerecht zu werden, aber auch 
ein Weiterstudium ermöglicht. Die berufsbildenden Oberschulen umfassen die in den geltenden staatlichen 
Bestimmungen im Schulbereich vorgesehenen Arten von Schulen mit den entsprechenden Fachrichtungen und 
Schwerpunkten und werden mit Bezug auf die bildungspolitischen Leitlinien laut Artikel 8 sowie aufgrund der 
Nachfrage und des spezifischen Bedarfs der drei Sprachgruppen errichtet.

(6)  Die Bildungswege der Berufsbildung, die zum Erwerb eines Berufsbefähigungszeugnisses, eines 
Berufsbildungsdiploms und eines Studientitels führen, gestalten ihr Profil auf der Grundlage der 
Rahmenrichtlinien des Landes laut Artikel 10.

(7)  Unbeschadet der den berufsbildenden Oberschulen im Sinne des Landesgesetzes vom 29. Juni 2000 Nr. 12, 
in geltender Fassung, zuerkannten Autonomie, erhalten die Schulen der Berufsbildung organisatorische und 
didaktische Autonomie sowie Finanz- und Verwaltungsautonomie. Mit Durchführungsverordnung werden der 
Rahmen und die Modalitäten für die Ausübung der erwähnten Autonomie, samt Mitbestimmungsgremien, 
festgelegt.
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1)

2)

g) Legge provinciale24 settembre 2010 , n. 11 1)

Secondo ciclo di istruzione e formazione della Provincia autonoma di 
Bolzano 

Pubblicata nel B.U. 28 settembre 2010, n. 39.

CAPO I
DISPOSIZIONI FONDAMENTALI CONCERNENTI IL SECONDO CICLO 
DI ISTRUZIONE E FORMAZIONE

Art. 2 (Struttura)   

(1)  I percorsi dell’istruzione liceale e dell’istruzione tecnica hanno durata quinquennale, sono suddivisi in due 
bienni e in un quinto anno. Il ciclo degli studi termina con un esame di Stato.

(2)  I percorsi dell’istruzione e formazione professionale si articolano in:

(3)  Al secondo ciclo si accede a seguito del superamento dell’esame di Stato conclusivo del primo ciclo.

La lettera d) dell'art. 2, comma 1, è stata prima sostituita dall'art. 23, comma 1, della L.P. 4 luglio 2012, n. 12, e 
successivamente dall'art. 23, comma 1, della L.P. 4 luglio 2012, n. 12 il quale è stato così sostituito dall'art. 17, comma 
1, della L.P. 15 aprile 2016, n. 7.

Art. 5 (Istruzione e formazione professionale)    

(1)  I percorsi dell’istruzione e formazione professionale si prefiggono l’obiettivo di formare le studentesse e gli 
studenti a svolgere con competenza e capacità riflessiva un’attività professionale. Tali percorsi consentono il 
raggiungimento di diversi livelli di qualificazione professionale fino all’esame di Stato.

(2)  I percorsi di qualifica o di diploma professionale di cui all’articolo 2, comma 2, lettere a) e b), si attuano in 
una pluralità di luoghi di apprendimento, abbinando teoria e pratica, nell’ambito di un determinato profilo 
professionale. Essi promuovono e sviluppano le competenze tecnico-professionali, personali e sociali in percorsi 
di apprendimento orientati alla pratica. Tali percorsi prevedono lo svolgimento di tirocini e progetti di lavoro in 
cooperazione con le aziende. Il fabbisogno formativo viene rilevato sistematicamente e concretizzato in specifici 
profili professionali.

(3)  I corsi annuali di cui all’articolo 2, comma 2, lettera c), consentono di approfondire le conoscenze di cultura 
generale e l'ammissione all'esame di Stato. I criteri generali per l’attuazione dei predetti corsi sono definiti dalla 
Giunta provinciale d’intesa con il Ministero competente, tenuto conto delle competenze autonome e delle realtà 
locali.

percorsi di durata triennale che si concludono con il conseguimento della qualifica professionale; tale 
qualifica costituisce titolo per l’accesso al quarto anno dei percorsi di durata quadriennale, considerato 
anno di specializzazione;

a) 

percorsi di durata quadriennale che si concludono con il conseguimento del diploma professionale;b) 
corsi annuali ai quali è possibile accedere con il diploma professionale e che terminano con un esame di 
Stato;

c) 

percorsi di apprendistato attuati in assolvimento dell’obbligo di istruzione e del diritto-dovere di 
istruzione e formazione, che si concludono con il conseguimento di un attestato di qualifica 
professionale, di un diploma professionale o del diploma di superamento dell’esame di Stato conclusivo 
degli studi secondari superiori; 2)

d) 

percorsi di istruzione professionale di durata quinquennale, suddivisi in due bienni e in un quinto anno, 
che terminano con un esame di Stato.

e) 
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(4)  Il percorso di apprendistato di cui all’articolo 2, comma 2, lettera d), è un segmento della formazione di 
pari valore ai fini dell’assolvimento del diritto-dovere di istruzione e formazione e dell’obbligo di istruzione, nei 
limiti previsti dalla normativa statale vigente. Nell'apprendistato si realizza compiutamente l'alternanza dei 
luoghi di apprendimento dove scuola ed azienda condividono la responsabilità formativa dei giovani.

(5)  I percorsi dell’istruzione professionale di cui all’articolo 2, comma 2, lettera e), si prefiggono l’acquisizione 
di una cultura generale e tecnico-professionale che consenta di sviluppare, in una dimensione operativa, le 
conoscenze e competenze necessarie per rispondere alle esigenze specifiche del mondo delle professioni e del 
lavoro, ma anche di proseguire gli studi superiori. Essi comprendono quei settori con i corrispondenti indirizzi e 
articolazioni previsti dalla vigente normativa statale in materia di istruzione e formazione, che vengono attivati 
in relazione alle linee guida di politica educativa di cui all’articolo 8 nonché alla domanda e alle esigenze 
specifiche espresse dai tre gruppi linguistici.

(6)  I percorsi dell’istruzione e formazione professionale preordinati al rilascio rispettivamente di una qualifica, 
di un diploma professionale o di un titolo di studio sviluppano il proprio profilo sulla base delle indicazioni 
provinciali di cui all’articolo 10.

(7)  Fatta salva l’autonomia attribuita agli istituti professionali ai sensi della legge provinciale 29 giugno 2000, 
n. 12, e successive modifiche, è riconosciuta autonomia organizzativa, didattica, finanziaria e amministrativa alle 
scuole di formazione professionale. Gli ambiti e le modalità di esercizio della predetta autonomia, inclusi gli 
organi collegiali, sono determinati con regolamento di esecuzione.
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1)

21)

4)

a) Landesgesetz vom 4. Juli 2012, Nr. 12 1)

Ordnung der Lehrlingsausbildung 

Kundgemacht im Amtsblatt vom 10. Juli 2012, Nr. 28.

II. ABSCHNITT
Lehre zum Erwerb einer Qualifikation und eines 
Berufsbildungsdiploms sowie eines Oberschuldiploms 4)

Art.17/bis (Viertes Jahr zur Erlangung des Berufsbildungsdiploms 
und Lehrgang zum Erwerb des Diploms der staatlichen 
Abschlussprüfung)  

(1) Mit Durchführungsverordnung wird die Lehre zur Erlangung des Berufsbildungsdiploms gemäß Artikel 5 
Absatz 2 sowie jene zum Erwerb des Diploms der staatlichen Abschlussprüfung laut Artikel 5 Absatz 3 geregelt, 
wobei Folgendes festgelegt wird:

Art. 17/bis wurde eingefügt durch Art. 14 Absatz 1 des L.G. vom 15. April 2016, Nr. 7.

Der Titel des II. Abschnitts wurde so ersetzt durch Art. 3 Absatz 1 des L.G. vom 15. April 2016, Nr. 7.

Zugangsvoraussetzungen und -verfahren, a) 
Dauer,b) 
Umfang und Organisation der schulischen Ausbildung. 21)c) 
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1)

21)

4)

a) Legge provinciale 4 luglio 2012, n. 12 1)

Ordinamento dell'apprendistato 

Pubblicata nel B.U. 10 luglio 2012, n. 28.

CAPO II
Apprendistato per la qualifica e il diploma professionale nonché il 
diploma di istruzione secondaria superiore 4)

Art. 17/bis (Quarto anno per il conseguimento del diploma 
professionale e corso per il conseguimento del diploma di 
superamento dell’esame di Stato)  

(1)  Con regolamento di esecuzione è disciplinato l’apprendistato per il conseguimento del diploma professionale 
di cui all’articolo 5, comma 2, e quello per il conseguimento del diploma di superamento dell’esame di Stato di 
cui all’articolo 5, comma 3, specificando:

L'art. 17/bis è stato inserito dall'art. 14, comma 1, della L.P. 15 aprile 2016, n. 7.

Il titolo del capo II è stato così sostituito dall'art. 3, comma 1, della L.P. 15 aprile 2016, n. 7.

requisiti e modalità di accesso;a) 
durata;b) 
monte ore e organizzazione della formazione scolastica. 21)c) 
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AUTONOME PROVINZ BOZEN - SÜDTIROL PROVINCIA AUTONOMA DI BOLZANO - ALTO ADIGE

Beschluss Deliberazione
der Landesregierung della Giunta Provinciale 

  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  

Betreff: Oggetto:
            

Vorschlag vorbereitet von
Abteilung / Amt Nr.       

Proposta elaborata dalla 
Ripartizione / Ufficio n. 

Einvernehmensprotokoll zwischen der 
Autonomen Provinz Bozen - Südtirol und
dem Ministerium für Unterricht, Universität 
und Forschung bezüglich der Durchführung
von eigenen einjährigen Lehrgängen für 
Schüler/innen, welche die staatliche
Abschlussprüfung in der Berufsbildung 
ablegen möchten

18

122

28/01/2013
Sitzung vom Seduta del 

Nr.

Protocollo d'intesa tra la Provincia 
autonome di Bolzano ed il Ministero 
dell'Istruzione, universitá e ricerca avente 
ad oggetto la realizzazione di appositi corsi 
annuali per allievi e allieve che intendono 
sostenere l'Esame di Stato nella 
Formazione professionale
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1)

46)

s) Landesgesetz vom 19. Mai 2015, Nr. 6 1)

Personalordnung des Landes 

Kundgemacht im Beiblatt Nr. 4 zum Amtsblatt vom 26. Mai 2015, Nr. 21.

6. ABSCHNITT
VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Art. 31/bis (Kontrollen im Falle einer krankheitsbedingten 
Abwesenheit)

(1) Die Kontrollen im Falle einer krankheitsbedingten Abwesenheit der Angestellten des Landes und der 
öffentlichen Körperschaften, deren Ordnung das Land regelt, werden vom Südtiroler Sanitätsbetrieb von Amts 
wegen oder auf Antrag besagter Körperschaften durchgeführt. Die Kontrolle von Amts wegen erfolgt nach 
transparenten und nicht diskriminierenden Kriterien. Die organisatorischen Aspekte zur Anwendung dieses 
Absatzes, die Datenübertragung bezüglich der Diagnose inbegriffen, werden mit Beschluss der Landesregierung 
geregelt.

(2) Dieser Artikel findet ab 1. Jänner 2018 Anwendung. Für die Zeit bis zu diesem Datum gilt die damals 
geltende Regelung. 46)

Art. 31/bis wurde eingefügt durch Art. 3 Absatz 15 des L.G. vom 11. Juli 2018, Nr. 10.
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1)

46)

s) Legge provinciale 19 maggio 2015, n. 6 1)

Ordinamento del personale della Provincia 

Pubblicata nel supplemento n. 4 del B.U. 26 maggio 2015, n. 21. 

CAPO VI
DISPOSIZIONI VARIE

Art. 31/bis (Controlli relativi all’assenza per malattia)

(1)  I controlli relativi all’assenza per malattia dei dipendenti della Provincia e degli altri enti pubblici ad 
ordinamento provinciale sono svolti dall’Azienda provinciale per i servizi sanitari d’ufficio o su richiesta dei 
predetti enti. Il controllo d’ufficio è disposto secondo criteri trasparenti e non discriminatori. Le modalità 
organizzative per l’applicazione di questo comma, comprese le modalità di trasmissione di dati - anche riferiti 
alla diagnosi - all’Azienda, sono disciplinati con deliberazione della Giunta provinciale.

(2)  Il presente articolo si applica dal 1° gennaio 2018. Prima di tale data continua ad applicarsi la previgente 
disciplina. 46)

L'art. 31/bis è stato inserito dall'art. 3, comma 15, della L.P. 11 luglio 2018, n. 10.
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1)

k) Landesgesetz vom 27. Juli 2015, Nr. 9 1)

Landeskulturgesetz 

Kundgemacht im Beiblatt Nr. 3 zum Amtsblatt vom 4. August 2015, Nr. 31.

Art. 2 (Wirtschaftliche Vergünstigungen für kulturelle  und 
künstlerische Tätigkeiten)           

(1) Für die Tätigkeiten, Initiativen und Veranstaltungen laut Artikel 1 Absatz 3 kann das Land im Landesgebiet 
tätigen Körperschaften, Stiftungen, Genossenschaften, Vereinigungen und Komitees, auch von begrenzter 
Dauer, sowie Einzelpersonen, wirtschaftliche Vergünstigungen gewähren. Die Empfänger und Empfängerinnen 
der wirtschaftlichen Vergünstigungen müssen in Südtirol tätig sein, nach ihrer Satzung kulturelle Tätigkeiten 
ausüben und dürfen in der Regel keine Gewinnabsicht haben. 2)

(2) Wirtschaftliche Vergünstigungen können in folgenden Formen gewährt werden:

(3) Wirtschaftliche Vergünstigungen können auch darin bestehen, dass kostenlose oder ermäßigte Dienste, 
öffentliche Räumlichkeiten oder Ausstattungsgegenstände zur Verfügung gestellt werden. Die wirtschaftlichen 
Vergünstigungen können auch über Wettbewerbe vergeben werden. Die zuständigen Landesämter unterstützen 
die Förderempfänger und die Förderempfängerinnen auch durch Beratung, Weiterbildung und 
Wissensvermittlung.

(4) Um die Planungssicherheit für wichtige kulturelle Tätigkeiten und Veranstaltungen zu gewährleisten, können 
mit begründeter Maßnahme Ausgaben zu Lasten von maximal drei aufeinanderfolgenden Haushaltsjahren 
verfügt werden.

(5) Das Land kann zur Bildung von Risikofonds im Rahmen von Garantiegenossenschaften im kulturellen 
Bereich und anderen wirtschaftlichen Bereichen beitragen, damit die Kulturträger leichteren Zugang zu Darlehen 
haben, wobei insbesondere die Tätigkeit junger Kulturschaffender, neu einsteigender Kulturunternehmer und 
-unternehmerinnen gefördert werden sollen.

(6) In der Auszahlung der wirtschaftlichen Vergünstigungen seitens der zuständigen Landesämter werden 
Fristen und Termine möglichst so gesetzt, dass sie die Programmgestaltung der ansuchenden Organisationen 
berücksichtigen, mit dem Ziel, das Aufnehmen von Krediten in der Erwartung der Auszahlung zu minimieren.

(7) Es können Beiträge und Beihilfen an Kunstschaffende vergeben werden, die aus Südtirol stammen oder ihre 
Tätigkeit in Südtirol ausüben, auch auf der Grundlage von Wettbewerben, sowie Arbeitsstipendien zur 
Ausbildung Kunstschaffender.

(8) Weiters können für Forschungsarbeiten, Studien und für besondere Leistungen in den Bereichen Kultur, 
Erziehung und Wissenschaft einzelnen Personen oder Organisationen Preise verliehen werden. Die 
Landesregierung beschließt die Höhe und die Bezeichnung der Preise und setzt die Kommissionen und Jurien 
dafür ein.

(9) Für die Belange laut diesem Artikel können Gutachten verwaltungsexterner Organisationen oder Fachleute 
eingeholt werden.

(10) Die Vergütungen an Kunst- und Kulturschaffende von besonderem Ruf können mit begründeter Maßnahme 
die für Referententätigkeit festgelegten Honorargrenzen überschreiten.

Beiträge sind finanzielle Vergünstigungen, die gegen Vorlage der entsprechenden Ausgabendokumente 
und der diesbezüglichen Zahlungsnachweise ausbezahlt werden,

a) 

Beihilfen sind finanzielle Vergünstigungen, die gegen Vorlage eines Berichts über deren Verwendung 
ausbezahlt werden. Die Höhe der Beihilfen ist begrenzt. Das mögliche Höchstausmaß einer Beihilfe wird 
mit Beschluss der Landesregierung festgelegt,

b) 

Zuweisungen sind finanzielle Vergünstigungen, welche nach Vorlage einer genehmigten 
Jahresabschlussrechnung samt Tätigkeitsbericht ausbezahlt werden. In den Genuss von jährlichen 
Zuweisungen kommen jene Organisationen, die über ein Rechnungsprüferkollegium mit mindestens 
einem im Berufsverzeichnis eingetragenen Mitglied verfügen.

c) 
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2)Art. 2 Absatz 1 wurde so geändert durch Art. 17 Absatz 1 des L.G. vom 25. September 2015, Nr. 11.

Art. 3 (Kulturbeiräte) 

(1) Die Landesregierung ernennt für die Dauer der Legislaturperiode auf Vorschlag des zuständigen Mitglieds 
der Landesregierung Kulturbeiräte als beratende Organe für die kulturpolitische Ausrichtung jeder Sprachgruppe 
und legt dabei die Zahl von deren Mitgliedern fest. Das jeweils zuständige Mitglied der Landesregierung ist 
selbst Teil davon und führt den Vorsitz. Im Rahmen ihrer Tätigkeit geben die Kulturbeiräte Gutachten für die 
Belange gemäß Artikel 2 ab, die die jeweilige Sprachgruppe betreffen.

(2) Die Kulturbeiräte treten in gemeinsamer Sitzung als Landeskulturbeirat zusammen, welcher die 
Landesregierung bei der gemeinsamen kulturpolitischen Ausrichtung berät. Jedes der drei für Kultur zuständigen 
Mitglieder der Landesregierung übernimmt abwechselnd für jeweils ein Drittel der Amtszeit den Vorsitz. Die 
Sitzungen des Landeskulturbeirates finden mindestens einmal jährlich statt und sind öffentlich.

(3) Die Kulturbeiräte können sich auch in Unterkommissionen oder Jurien gliedern und bei Bedarf externe 
Fachleute oder Organisationen beiziehen, die die Landesregierung ernennt.

(4) Die Beiräte schlagen die Empfänger der dreijährigen Förderzusagen gemäß Artikel 2 Absatz 4 vor.

(5) Den Mitgliedern und Schriftführenden der Kulturbeiräte, Unterkommissionen und Jurien werden, falls 
zustehend, die Sitzungsgelder und Außendienstvergütungen nach den einschlägigen Rechtsvorschriften des 
Landes gewährt.
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1)

k) Legge provinciale 27 luglio 2015, n. 9 1)

Legge provinciale per le attività culturali 

Pubblicata nel supplemento n. 3 del B.U. 4 agosto 2015, n. 31.

Art. 2 (Vantaggi economici per attività  culturali ed artistiche) 

(1) Per le attività, le iniziative e le manifestazioni di cui all’articolo 1, comma 3, la Provincia può concedere 
vantaggi economici a favore di enti, fondazioni, cooperative, associazioni e comitati, anche temporanei di scopo, 
attivi nel territorio della provincia di Bolzano nonché a persone singole. I beneficiari e le beneficiarie devono 
operare sul territorio provinciale ed essere impegnati per statuto in attività culturali e non devono di norma 
perseguire scopo di lucro. 2)

(2) I vantaggi economici possono essere concessi sotto forma di:

(3) I vantaggi economici possono anche essere attribuiti attraverso la messa a disposizione gratuita o a canone 
agevolato di servizi, spazi o attrezzature di proprietà pubblica. I vantaggi economici possono essere concessi 
anche tramite bandi. Gli uffici provinciali sostengono i beneficiari e le beneficiarie anche con attività di 
consulenza, formazione e di trasferimento del know-how.

(4) Per assicurare continuità di programmazione ad attività e manifestazioni culturali di particolare rilievo, 
possono essere disposte, con provvedimento motivato, imputazioni di spesa a carico di non più di tre esercizi 
finanziari successivi.

(5) La Provincia può contribuire alla formazione del fondo rischi dei consorzi di garanzia fidi operanti nel settore 
culturale e in altri settori economici, per favorire l'accesso al credito da parte dei beneficiari e delle beneficiarie 
del settore cultura, sostenendo in particolar modo l’attività di giovani creativi e creative nonché imprenditori e 
imprenditrici culturali che iniziano la loro attività.

(6) Le cadenze e i termini per la liquidazione dei vantaggi economici da parte degli uffici provinciali sono fissati 
in modo da tenere conto possibilmente della programmazione delle organizzazioni richiedenti, allo scopo di 
ridurre al minimo l'accensione di prestiti in attesa della liquidazione di cui sopra.

(7) Possono essere concessi contributi e sussidi, anche tramite appositi concorsi, ad artisti e artiste originari 
della provincia di Bolzano o che svolgono la loro attività sul territorio provinciale, nonché sussidi di qualificazione 
al fine di favorire la formazione degli artisti e delle artiste.

(8) Possono essere inoltre assegnati premi a singole persone ovvero a organizzazioni per lavori di ricerca o studi 
specifici ovvero a titolo di riconoscimento di particolari meriti nei settori della cultura, dell'educazione e della 
scienza. La Giunta provinciale determina l'ammontare e la denominazione dei premi e nomina le relative 
commissioni e giurie.

(9) Per le materie di cui al presente articolo possono essere richiesti pareri a organizzazioni o esperti esterni 
all’Amministrazione provinciale.

(10) Per i compensi ad artisti e artiste e ad intellettuali di chiara fama è consentito derogare, con 
provvedimento motivato, agli importi massimi fissati quale onorario per i relatori e per le relatrici.

contributi, i quali sono finanziamenti che vengono liquidati dietro presentazione della relativa 
documentazione di spesa, corredata dalla prova di pagamento;

a) 

sussidi, i quali sono finanziamenti che vengono liquidati dietro presentazione di una relazione sul loro 
utilizzo. L’ammontare dei sussidi è limitato. Il loro importo massimo possibile è stabilito con delibera 
della Giunta provinciale;

b) 

assegnazioni, le quali sono finanziamenti che vengono liquidati dietro presentazione di conti consuntivi 
approvati, corredati di una relazione sull’attività svolta. Delle assegnazioni possono usufruire le 
organizzazioni che dispongono di un collegio dei revisori dei conti con almeno un componente iscritto 
all’albo dei revisori.

c) 
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2)L'art. 2, comma 1, è stato così modificato dall'art. 17, comma 1, della L.P. 25 settembre 2015, n. 11.

Art. 3 (Consulte culturali) 

(1) La Giunta provinciale nomina, per il periodo della legislatura e su proposta del componente competente 
della Giunta provinciale, consulte culturali quali organi consultivi per ciascun gruppo linguistico con funzioni di 
supporto per l’individuazione degli indirizzi di politica culturale e ne determina il numero dei componenti. Il 
relativo componente competente della Giunta provinciale ne fa parte e funge da presidente. Nell'ambito della 
loro attività le consulte culturali esprimono i pareri per i settori di cui all'articolo 2, ognuna per il proprio gruppo 
linguistico.

(2) Le consulte culturali si riuniscono in seduta congiunta in veste di Consulta culturale provinciale che funge da 
organo consultivo, con funzioni di supporto, per l’individuazione degli indirizzi comuni di politica culturale. 
Ciascuno dei tre componenti della Giunta provinciale competenti per la cultura funge, a rotazione, da presidente 
per un terzo del mandato di legislatura. La Consulta culturale provinciale si riunisce in seduta pubblica almeno 
una volta l’anno.

(3) Le consulte culturali possono organizzarsi in commissioni o sottocommissioni, coinvolgendo, se necessario, 
anche esperti o esperte o organizzazioni esterni, nominati dalla Giunta provinciale.

(4) Le consulte propongono le istituzioni beneficiarie per l’accoglimento di istanze di finanziamento triennale 
secondo quanto stabilito dall'articolo 2 comma 4.

(5) Ai/alle componenti e ai segretari/alle segretarie delle consulte culturali, commissioni e sottocommissioni 
sono corrisposti, in quanto spettanti, i gettoni di presenza e il trattamento economico di missione previsti dalla 
vigente normativa provinciale.
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1)

10)

m) Landesgesetz vom 12. Dezember 2016, Nr. 25 1)

Buchhaltungs- und Finanzordnung der Gemeinden und 
Bezirksgemeinschaften der Autonomen Provinz Bozen 

Kundgemacht im Beiblatt 2 zum Amtsblatt vom 20. Dezember 2016, Nr. 51.

7. TITEL
ÖRTLICHE KÖRPERSCHAFTEN MIT DEFIZIT ODER IN 
ZAHLUNGSSCHWIERIGKEITEN 

Art. 32/bis (Umgestaltung des Plans zur Wiederherstellung des 
mehrjährigen Finanzausgleichs)

(1) Unbeschadet der für die Gläubiger vorgesehenen Zahlungsfristen können die örtlichen Körperschaften, die 
vor Inkrafttreten dieses Artikels den Plan zur Wiederherstellung des mehrjährigen Finanzausgleichs vorgelegt 
oder die Genehmigung dafür erhalten haben - im Sinne von Artikel 243/bis des gesetzesvertretenden Dekrets 
vom 18. August 2000, Nr. 267, in geltender Fassung - den oben genannten Plan umgestalten oder neu 
formulieren, um die Änderungen in Anspruch nehmen zu können, die Artikel 1 Absatz 888 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2017, Nr. 205, einführt. Die örtlichen Körperschaften, die von dieser Möglichkeit Gebrauch machen 
wollen, übermitteln den Ratsbeschluss mit dem diesbezüglichen Antrag innerhalb von 15 Tagen ab Inkrafttreten 
dieses Artikels an die zuständige regionale Sektion des Rechnungshofs und an das Innenministerium. Innerhalb 
einer Ausschlussfrist von 45 Tagen ab dem Datum der Vollstreckbarkeit des Beschlusses laut vorhergehendem 
Satz genehmigt der Rat der örtlichen Körperschaft den umgestalteten oder neu formulierten Plan, dem das 
Gutachten des Organs für die wirtschaftliche und finanzielle Überprüfung beiliegt. Auf das Verfahren zur 
Erstellung und Genehmigung des Plans finden die Bestimmungen von Artikel 243/bis Absätze 6, 7, 8, 9 und 
9/bis sowie von Artikel 243/quater des gesetzesvertretenden Dekrets vom 18. August 2000, Nr. 267, in 
geltender Fassung, Anwendung; die in genanntem Artikel 243/quater vorgesehenen Fristen werden halbiert. Für 
die örtlichen Körperschaften, in deren Fall die zuständige regionale Sektion des Rechnungshofs bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bereits eine schwerwiegende Nichteinhaltung der im ursprünglichen Plan enthaltenen 
Zwischenziele festgestellt hat, unbeschadet eventueller Maßnahmen, die Artikel 148/bis des genannten 
gesetzesvertretenden Dekrets, in geltender Fassung, vorschreibt, gilt eine weitere Nichteinhaltung der Ziele laut 
neuem, umgestalteten oder umformulierten Plan, die im Rahmen des Kontrollverfahrens laut Artikel 243/quater 
Absatz 6 festgestellt wird, als Wiederholung der Nichteinhaltung der Ziele im Sinne von Absatz 7 desselben 
Artikels. 10)

Art. 32/bis wurde eingefügt durch Art. 2 Absatz 1 des L.G. vom 24. September 2019, Nr. 8.
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1)

10)

m) Legge provinciale 12 dicembre 2016, n. 25 1)

Ordinamento contabile e finanziario dei comuni e delle comunità 
comprensoriali della Provincia di Bolzano 

Pubblicata nel supplemento 2 del B.U. 20 dicembre 2016, n. 51.

TITOLO VII
ENTI LOCALI DEFICITARI O DISSESTATI

Art. 32/bis (Rimodulazione del piano di riequilibrio finanziario 
pluriennale)

(1)  Fermi restando i tempi di pagamento dei creditori, gli enti locali che hanno presentato il piano di riequilibrio 
finanziario pluriennale o ne hanno conseguito l’approvazione, ai sensi dell’articolo 243/bis del decreto legislativo 
18 agosto 2000, n. 267, e successive modifiche, prima della data di entrata in vigore del presente articolo, 
possono rimodulare o riformulare il predetto piano al fine di fruire delle modifiche introdotte dall’articolo 1, 
comma 888, della legge 27 dicembre 2017, n. 205. Gli enti locali che intendono avvalersi di tale facoltà 
trasmettono la deliberazione consiliare contenente la relativa richiesta alla competente sezione regionale della 
Corte dei conti e al Ministero dell’Interno nel termine di 15 giorni dalla data di entrata in vigore del presente 
articolo. Il consiglio dell’ente locale, entro il termine perentorio di 45 giorni dalla data di esecutività della 
deliberazione di cui al periodo precedente, approva il piano rimodulato o riformulato, corredato del parere 
dell’organo di revisione economico-finanziaria. Al procedimento di stesura e di approvazione del piano si 
applicano le disposizioni degli articoli 243/bis, commi 6, 7, 8, 9 e 9-bis, e 243/quater del decreto legislativo 18 
agosto 2000, n. 267, e successive modifiche; i termini previsti dal citato articolo 243/quater sono dimezzati. Per 
gli enti locali per i quali la competente sezione regionale della Corte dei conti, alla data di entrata in vigore della 
presente legge, ha già accertato il grave mancato rispetto degli obiettivi intermedi fissati dal piano originario, 
ferme restando le eventuali misure prescritte ai sensi dell’articolo 148/bis del citato decreto legislativo, un 
ulteriore mancato rispetto degli obiettivi del nuovo piano rimodulato o riformulato, accertato nell’ambito della 
procedura di controllo di cui al citato articolo 243/quater, comma 6, costituisce reiterazione del mancato rispetto 
degli obiettivi ai sensi del comma 7 dello stesso articolo. 10)

L'art. 32/bis è stato inserito dall'art. 2, comma 1, della L.P. 24 settembre 2019, n. 8.
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Leggi d'Italia  

D.Lgs. 13-4-2017 n. 61
Revisione dei percorsi dell'istruzione professionale nel rispetto dell'articolo 117 della Costituzione, 
nonché raccordo con i percorsi dell'istruzione e formazione professionale, a norma dell'articolo 1, commi 
180 e 181, lettera d), della legge 13 luglio 2015, n. 107.
Pubblicato nella Gazz. Uff. 16 maggio 2017, n. 112, S.O.

D.Lgs. 13 aprile 2017, n. 61 (1).

Revisione dei percorsi dell'istruzione professionale nel rispetto 
dell'articolo 117 della Costituzione, nonché raccordo con i percorsi 
dell'istruzione e formazione professionale, a norma dell'articolo 1, 
commi 180 e 181, lettera d), della legge 13 luglio 2015, n. 107.

(1) Pubblicato nella Gazz. Uff. 16 maggio 2017, n. 112, S.O.

Art. 14. Disposizioni transitorie e finali

1.  Il decreto del Presidente della Repubblica 15 marzo 2010, n. 87, e 
successive modificazioni, continua ad applicarsi esclusivamente:

a)  per l'anno scolastico 2018/2019, per le classi dalla seconda alla 
quinta; 

b)  per l'anno scolastico 2019/2020, per le classi dalla terza alla 
quinta; 

c)  per l'anno scolastico 2020/2021, per le classi dalla quarta alla 
quinta; 

d)  per l'anno scolastico 2021/2022, per le sole classi quinte.

2.  Le Regioni a statuto speciale e le province autonome di Trento e di 
Bolzano provvedono alle finalità del presente decreto legislativo 
nell'ambito delle competenze ad esse spettanti ai sensi dello statuto 
speciale e delle relative norme di attuazione e secondo quanto disposto 
dai rispettivi ordinamenti.

3.  Le Regioni e le Province autonome di Trento e Bolzano per le 
studentesse e gli studenti che hanno conseguito il diploma professionale 
al termine del percorso di istruzione e formazione professionale 
quadriennale di cui all'articolo 20, comma 1, lettera c) del decreto 
legislativo 17 ottobre 2005, n. 226 e intendono sostenere l'esame di Stato 
di cui all'articolo 15, comma 6, del medesimo decreto, realizzano gli 
appositi corsi annuali che si concludono con l'esame di Stato. Attraverso 
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specifiche intese tra il Ministero dell'istruzione, dell'università e della 
ricerca, le Regioni e le Province autonome di Trento e Bolzano, sono 
definiti i criteri generali per la realizzazione dei predetti corsi in modo 
coerente con il percorso seguito dalla studentessa e dallo studente nel 
sistema dell'istruzione e formazione professionale. Per le Province 
autonome di Trento e Bolzano le commissioni d'esame sono nominate, 
ove richiesto dalle Province medesime, dal Ministero dell'istruzione, 
dell'università e della ricerca, con le modalità e i programmi di cui alle 
rispettive norme di attuazione dello statuto della regione Trentino-Alto 
Adige. All'attuazione del presente comma le Regioni e le Province 
autonome di Trento e Bolzano provvedono nell'ambito delle risorse dei 
propri bilanci, ivi compresi gli oneri delle Commissioni nominate dal 
Ministero dell'istruzione, dell'università e della ricerca.

4.  Le disposizioni del presente decreto legislativo si applicano anche alle 
scuole con lingua di insegnamento slovena, fatte salve le modifiche e 
integrazioni per gli opportuni adattamenti agli specifici ordinamenti di tali 
scuole.

Il presente decreto, munito del sigillo dello Stato, sarà inserito nella 
Raccolta ufficiale degli atti normativi della Repubblica italiana. E' fatto 
obbligo a chiunque spetti di osservarlo e di farlo osservare.

Copyright 2015 Wolters Kluwer Italia Srl. All rights reserved.
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1)

b) Dekret des Landeshauptmanns vom 12. April 2017, Nr. 14 1)

Regelung der Lehre zum Erwerb des Diploms der staatlichen 
Abschlussprüfung 

Kundgemacht im Amtsblatt vom18. April 2017, Nr. 16

Art. 1 (Anwendungsbereich)

(1) Diese Verordnung regelt die Lehre zum Erwerb des Diploms der staatlichen Abschlussprüfung laut Artikel 5 
Absatz 3 des Landesgesetzes vom 4. Juli 2012, Nr. 12, in geltender Fassung: Insbesondere legt sie die 
Zugangsvoraussetzungen und -verfahren, die Dauer, den Umfang und die Organisation der schulischen 
Ausbildung fest; dies in Durchführung von Artikel 17/bis desselben Landesgesetzes.

Art. 2 (Zugangsvoraussetzungen)

(1) Die Art des Berufsbildungsdiploms, das die Kandidaten/die Kandidatinnen besitzen, bedingt die 
Zugangsvoraussetzungen, das Zugangsverfahren und die Fachrichtung des Lehrgangs. Die Zuordnungen zu den 
Fachrichtungen des Lehrgangs werden vom/von der für die Lehre zuständigen 
Bereichsdirektor/Bereichsdirektorin festgelegt.

(2) Zugang zur Lehre zum Erwerb der staatlichen Abschlussprüfung haben Personen, die:

(3) Die Überprüfung der Zugangsvoraussetzungen erfolgt durch die zuständige Berufsschule.

Art. 3 (Zugangsverfahren)

(1) Die Kandidaten/Kandidatinnen müssen Prüfungen ablegen, um die Kompetenzen, Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachzuweisen, die für eine fruchtbringende Teilnahme am Lehrgang erforderlich sind. Das 
Zugangsverfahren für Personen, die das Berufsbildungsdiplom über die Lehre zum Erwerb eines 
Berufsbildungsdiploms erlangt haben, besteht aus folgenden Teilen:

(2) Die Bewertung erfolgt durch die Prüfungskommissionen laut Artikel 4.

(3) Die Bewertung der Grundvoraussetzungen erfolgt anhand:

das Höchstalter von 24 Jahren nicht überschritten haben,a) 
das Berufsbildungsdiplom nach Abschluss einer vierjährigen Lehre zum Erwerb eines 
Berufsbildungsdiploms oder nach Abschluss einer vierjährigen Berufsfachschule erworben haben, und 
zwar unabhängig vom Schuljahr, in dem sie es erworben haben und unabhängig vom Ausbildungs- 
oder Beschäftigungsverhältnis, in dem sie sich zum Zeitpunkt der Einreichung des Zulassungsgesuchs 
befinden, und

b) 

das Zugangsverfahren laut Artikel 3 positiv absolviert haben.c) 

Überprüfung der Grundvoraussetzungen,a) 
schriftliche Prüfung in Deutsch/Italienisch L1 und schriftliche Prüfung in Mathematik. An den 
Berufsschulen in den ladinischen Ortschaften werden die Unterrichtssprachen des paritätischen 
Schulsystems Deutsch und Italienisch schriftlich in L1 überprüft,

b) 

mündliche Prüfung, bei der die Kompetenzen in Italienisch/Deutsch L2, Englisch und 
Betriebswirtschaftslehre (BWL) sowie die Motivation der Kandidaten/Kandidatinnen überprüft werden.

c) 

des Berufsbildungsdiploms,a) 
des Jahreszeugnisses über das vierte Jahr der Berufsschule, undb) 
eventueller Bescheinigungen und/oder anderer in einer für die Ermittlung annehmbaren Form 
abgefasster Dokumentationen über Erwerbstätigkeit und/oder Arbeitserfahrungen und/oder 
gemeinnütziger Tätigkeiten im Sozialbereich, sofern sie mit dem Lehrgang zusammenhängen.

c) 
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(4) Die Bewertung der Unterlagen und Dokumente erfolgt durch die Prüfungskommission an der Berufsschule 
auf der Grundlage der folgenden Kriterien:

Durchschnittswert: Punktezahl:

6,0 – 6,4 8 

6,5 – 6,9 14

7,0 – 7,4 20

7,5 – 7,9 25

8,0 und darüber 30

c)  was die Nachweise laut Absatz 3 Buchstabe c) betrifft, so kann die Prüfungskommission an der Berufsschule 
höchstens 5 Punkte nach den von ihr fest gelegten Kriterien vergeben.

(5) Die schriftliche Prüfung in Deutsch/Italienisch L1 und die Prüfung in Mathematik dauern jeweils höchstens 
90 Minuten. Für die Prüfungsleistung, die sowohl für Deutsch/Italienisch L1 als auch für Mathematik positiv sein 
muss (für eine positive Bewertung sind mindestens 12 Punkte bei jeder der beiden Prüfungen erforderlich), 
werden insgesamt höchstens 40 Punkte vergeben, und zwar höchstens 20 Punkte für Deutsch/Italienisch L1 und 
höchstens 20 Punkte für Mathematik.

(6) Für die Zulassung zur mündlichen Prüfung ist es erforderlich, dass der Kandidat/die Kandidatin insgesamt 
mindestens 45 Punkte aus der Überprüfung der Grundvoraussetzungen und der Bewertung der schriftlichen 
Prüfungen erhält.

(7) Falls eine der beiden schriftlichen Prüfungsarbeiten negativ, aber mit mindestens 10 Punkten bewertet wird, 
während die andere positiv ist und wenn insgesamt mindestens 24 Punkte erreicht werden, kann die für die 
Bewertung zuständige zentrale Prüfungskommission die endgültige Entscheidung der zuständigen 
Prüfungskommission an der Berufsschule übertragen, welche unter Berücksichtigung guter Leistungen des 
Kandidaten/der Kandidatin während des Schulbesuchs und bei der Lehrabschlussprüfung diesen/diese zur 
mündlichen Prüfung zulassen kann, wenn er/sie auf Grund der schriftlichen Prüfungen und der Überprüfung der 
Grundvoraussetzungen insgesamt 45 Punkte erreicht.

(8) Die mündlichen Prüfungen in Italienisch/Deutsch L2, Englisch und BWL dauern circa 15 Minuten für jedes 
einzelne Fach. Die Kriterien für die Bewertung der Prüfungsleistung werden von den zuständigen 
Prüfungskommissionen an den Berufsschulen in gemeinsamer Absprache festgelegt.

was die Nachweise laut Absatz 3 Buchstabe a) und b) betrifft, wird der Mittelwert aus der Endnote der 
Lehrabschlussprüfung zum Erwerb des Berufsbildungsdiploms und der Durchschnittsnote des 
Jahreszeugnisses über das vierte Jahr der Berufsschule, auf Grund dessen die Zulassung zur 
Lehrabschlussprüfung erfolgte, in Betracht gezogen. Dafür wird die Durchschnittsnote aus allen Fächern 
gebildet, mit Ausnahme von Religion und Bewegung und Sport,

a) 

bei Personen, welche die Lehrabschlussprüfung als Privatisten absolviert haben, und somit kein 
Jahreszeugnis über das 4. Jahr der Berufsschule gemäß Absatz 3 Buchstabe b) nachweisen können, 
wird die Punktezahl aufgrund der Endnote des Berufsbildungsdiploms vergeben,
dem ermittelten Wert werden die Punkte wie folgt zugeteilt:

b) 
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(9) Für die Prüfungsleistung werden insgesamt höchstens 60 Punkte vergeben, und zwar höchstens je 20 
Punkte für Italienisch/Deutsch L2, für Englisch und für BWL. Die Prüfungsleistung muss sowohl in 
Italienisch/Deutsch L2 als auch in Englisch und BWL positiv sein. Für eine positive Bewertung sind mindestens 
12 Punkte bei jeder der drei Prüfungen erforderlich.

(10) Falls eine der drei genannten Prüfungen negativ, aber mit mindestens 10 Punkten bewertet wird, während 
die anderen positiv sind, und wenn insgesamt mindestens 36 Punkte erreicht werden, kann die 
Prüfungskommission an der Berufsschule mit Mehrheitsbeschluss entscheiden, den Kandidat/die Kandidatin trotz 
der einen negativen mündlichen Prüfung zum Lehrgang zuzulassen. Für die Entscheidung werden die Leistungen 
des Kandidaten/der Kandidatin während des Berufsschulbesuchs und bei der Lehrabschlussprüfung 
berücksichtigt.

(11) Der Kandidat/die Kandidatin wird von Teilen der mündlichen Prüfung befreit, wenn er/sie der 
Prüfungskommission bei der Prüfung eines der folgenden Zertifikate vorlegt:

(12) Die Befreiung wird mit der Punktezahl 20 gewertet.

(13) Das Gespräch zur Überprüfung der Motivation des Kandidaten/der Kandidatin hat den Zweck, die 
Beweggründe des Kandidaten/der Kandidatin, den Kurs zu besuchen, seine/ihre Voraussetzungen und 
seinen/ihren Bewusstseinsgrad in Bezug auf den zur Matura führenden Lehrgang zu ermitteln.

(14) Ausgehend von einer kurzen Vorstellung des Kandidaten/der Kandidatin und seines/ihres persönlichen 
Bildungs- und/oder beruflichen Entwicklungsgangs, schreitet die Prüfungskommission an der Berufsschule:

(15) Für das Ergebnis des Gesprächs können höchstens 25 Punkte vergeben werden.

(16) Aufgrund des Ergebnisses der Prüfungen nimmt die Prüfungskommission an der zuständigen Berufsschule 
folgendes vor:

(17) Um als geeignet für den Besuch des Lehrgangs erklärt zu werden, ist es notwendig, wenigstens sechs 
Zehntel der insgesamt maximal möglichen Punktezahl zu erreichen.

(18) Sollten sich sowohl Absolventen/Absolventinnen einer vierjährigen Lehre als auch 
Absolventen/Absolventinnen einer vierjährigen Berufsfachschule für den Lehrgang bewerben, wird eine 
gemeinsame Rangordnung erstellt. Aufgrund der unterschiedlichen Zugangsverfahren bei 
Absolventen/Absolventinnen einer vierjährigen Lehre und bei Absolventen/Absolventinnen einer vierjährigen 
Berufsfachschule werden die erreichten Punkte am Ende so umgerechnet, dass sie vergleichbar sind.

Befreiung von der mündlichen Prüfung in Italienisch/Deutsch L2:a) 
Bescheinigung über die Kenntnis der italienischen und der deutschen Sprache oder Bescheinigung über 
die Kenntnis der italienischen, der deutschen und der ladinischen Sprache, die sich auf den 
Ausbildungsnachweis laut Artikel 4 Absatz 3 Nummer 2) des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 
26. Juli 1976, Nr. 752, in geltender Fassung, beziehen,

1) 

international zertifizierter Sprachnachweis Niveau B1,2) 

Befreiung von der mündlichen Prüfung in Englisch: international zertifizierter Sprachnachweis Niveau 
B1,

b) 

Befreiung von der mündlichen Prüfung in BWL:c) 
Teil Unternehmensführung der Meisterprüfung im Handwerk oder Gastgewerbe oder Prüfung zum 
Handelsfachwirt,

1) 

EBC*L-Führerschein.2) 

zur Feststellung des Niveaus des Vorbildungsstandes, mittels:a) 
einer Analyse und einer kritischen Abwägung der Ergebnisse der Überprüfung der Voraussetzungen und 
jener Kompetenzen, die eventuell mangelhaft und folglich verbesserungsbedürftig für einen erfolgreichen 
Besuch des Lehrgangs erscheinen,

1) 

einer Analyse und einer kritischen Reflexion der Ergebnisse einer etwaigen Teilnahme an fakultativen 
Vorbereitungskursen zur Förderung von Kenntnissen, Fertigkeiten und Kompetenzen, die im Hinblick auf 
den Lehrgang wichtig sind,

2) 

zur Ermittlung der Ziele für die berufliche Entwicklung und der Gründe, die den Kandidaten/die 
Kandidatin zum Besuch des Lehrgangs bewegen.

b) 

sie erstellt ein Bewertungsprofil des Kandidaten/der Kandidatin,a) 
sie verfasst ein abschließendes Urteil über die Eignung oder Nichteignung für die Zulassung zum 
Lehrgang,

b) 

erstellt eine Rangordnung der Kandidaten/Kandidatinnen auf Grund der erreichten Punktezahl; die 
Rangordnungen werden gesondert nach Fachrichtung erstellt.

c) 
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Art. 4 (Prüfungskommissionen für das Zugangsverfahren)

(1) Der Bereich Deutsche Berufsbildung, der Bereich Italienische Berufsbildung, der Bereich Ladinische 
Berufsbildung und die Abteilung land-, forst und hauswirtschaftliche Berufsbildung verfügen jeweils über 
zentrale Prüfungskommissionen, wobei Kommissionen für folgende Fachbereiche vorgesehen sind:

(2) Die zentralen Prüfungskommissionen sind für die Ausarbeitung und Bewertung der schriftlichen Prüfung in 
Deutsch/Italienisch L1 und der schriftlichen Prüfung in Mathematik zuständig, wobei die Möglichkeit besteht je 
eine Unterkommission für Deutsch/Italienisch L1 und Mathematik zu ernennen.

(3) Wird das Zugangsverfahren in einem Fachbereich von mehreren Bereichen/Abteilungen der Berufsbildung 
angeboten, sind die Prüfungsaufgaben für alle Berufsbildungsbereiche/-abteilungen dieselben. Die 
Prüfungskommissionen stimmen sich entsprechend untereinander ab.

(4) Die Vorbereitung und Bewertung aller weiteren Aspekte des Zugangsverfahrens liegen in der Zuständigkeit 
der dezentralen Prüfungskommissionen an den Berufsschulen, die den Lehrgang zum Erwerb des Diploms der 
staatlichen Abschlussprüfung anbieten. Findet an mehreren Berufsschulen das Zugangsverfahren im selben 
Fachbereich statt, stimmen sich die Prüfungskommissionen der Berufsschulen untereinander ab.

(5) Die Prüfungskommissionen werden vom zuständigen Bereichsdirektor/von der zuständigen 
Bereichsdirektorin/dem zuständigen Abteilungsdirektor/der zuständigen Abteilungsdirektorin ernannt und setzen 
sich wie folgt zusammen:

Art. 5 (Einschreibung in den Lehrgang und Lehrvertrag)

(1) Nach der Veröffentlichung der Rangordnung können sich die zugelassenen Kandidaten/Kandidatinnen 
formell in den Lehrgang einschreiben. Das bestandene Zulassungsverfahren gilt für das an das absolvierte 
Verfahren direkt anschließende Schuljahr sowie für zwei weitere Schuljahre.

(2) Die rechtlichen Voraussetzungen für den Abschluss eines Lehrvertrages zum Erwerb des Diploms der 
staatlichen Abschlussprüfung laut Artikel 5 Absatz 3 des Landesgesetzes vom 4. Juli 2012, Nr. 12, in geltender 
Fassung, sind gegeben, sobald die zuständige Berufsschule die Einschreibung bestätigt und mitteilt, dass der 
Lehrgang startet.

(3) Der Lehrgang kann nur von Personen besucht werden, die spätestens mit erstem September einen 
Lehrvertrag zum Erwerb des Diploms der staatlichen Abschlussprüfung vorweisen können.

(4) Der Besuch des Lehrgangs ist im Rahmen der verfügbaren Ausbildungsplätze und Klassen möglich, die 
jährlich vom Land festgelegt werden.

(5) Im Fall einer Auflösung des Lehrlingsverhältnisses während des Schuljahres, aus welchem Rechtstitel auch 
immer, können die Teilnehmer/Teilnehmerinnen am Lehrgang das Schuljahr regulär beenden.

(6) Die Landesregierung regelt die Vereinbarung zwischen Berufsschule und Arbeitgeber/Arbeitgeberin im Sinne 
der staatlichen Bestimmungen.

Art. 6 (Umfang und Organisation der schulischen Ausbildung)

(1) Der Lehrgang umfasst mindestens 1.020 Stunden.

Landwirtschaft und Umwelt,a) 
Industrie und Handwerk,b) 
Verwaltung, Handel, Tourismus, personenbezogene Dienstleistungen und c) 
Soziale Dienste.d) 

ein/eine vom Bereichsdirektor/von der Bereichsdirektorin/dem Abteilungsdirektor/der 
Abteilungsdirektorin designierte/designierter und unter den Direktorinnen/Direktoren oder Lehrkräften 
der Berufsbildung ausgewählter Präsident/ausgewählte Präsidentin,

a) 

zwei oder mehrere Lehrkräfte aus den Lehrgang betreffenden Fächern.b) 
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(2) Um den Lehrlingen den Besuch des Lehrgangs zum Erwerb des Diploms der staatlichen Abschlussprüfung zu 
ermöglichen, wird der Unterricht auf zwei Schuljahre bzw. vier Semester aufgeteilt.

(3) Pro Schultag dauert der Unterricht nicht mehr als 7 Stunden. Die Schultage sind wie folgt aufgeteilt:

(4) Der Unterricht an der Berufsschule findet in verschiedenen Organisationsformen statt, die nach Anhörung 
der Sozialpartner unter Berücksichtigung ihrer besonderen Bedürfnisse festgelegt werden.

(5) Für alle Aspekte der schulischen Organisation und der schulinternen Verfahren, die nicht durch diese 
Verordnung geregelt sind, findet Abschnitt I des Dekrets des Landeshauptmanns vom 22. Dezember 1994, Nr. 
63, in geltender Fassung, Anwendung.

Art. 7 (Dauer der Lehre)

(1) Die Lehre zum Erwerb des Diploms der staatlichen Abschlussprüfung laut Artikel 1 endet, sobald der 
Lehrling die staatliche Abschlussprüfung erfolgreich absolviert hat.

Dieses Dekret ist im Amtsblatt der Region kundzumachen. Jeder, dem es obliegt, ist verpflichtet, es zu befolgen 
und für seine Befolgung zu sorgen.

Semester 1, 2 und 3: je 2 Schultage pro Woche,a) 
Semester 4: je 3 Schultage pro Woche.b) 
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1)

b) Decreto del Presidente della Provincia 12 aprile 2017, n. 14 1)

Disciplina dell'apprendistato per il conseguimento del diploma di 
superamento dell'esame di Stato 

Pubblicato nel B.U. 18 aprile 2017, n. 16.

Art. 1 (Ambito di applicazione)

(1) Il presente regolamento disciplina l’apprendistato per il conseguimento del diploma di superamento 
dell’esame di Stato di cui all’articolo 5, comma 3, della legge provinciale 4 luglio 2012, n. 12, e successive 
modifiche, e, in particolare, specifica i requisiti e le modalità di accesso, la durata, il monte ore e 
l’organizzazione della formazione scolastica, in esecuzione dell’articolo 17/bis della stessa legge provinciale.

Art. 2 (Requisiti di accesso)

(1) Il tipo di diploma professionale posseduto dai candidati/dalle candidate determina i requisiti d’accesso, il 
procedimento di accesso e l’indirizzo del corso. Le corrispondenze con l’indirizzo/settore del corso sono 
determinate dal Direttore/dalla Direttrice dell’Area formazione professionale competente per l’apprendistato.

(2) Possono accedere all’apprendistato per il conseguimento del diploma di superamento dell’esame di Stato le 
persone che:

(3) Il controllo dei requisiti di accesso è effettuato dalla scuola professionale competente.

Art. 3 (Procedimento di accesso)

(1) I candidati/le candidate devono sostenere delle prove per verificare le conoscenze, le abilità e le 
competenze direttamente e specificatamente condizionanti un’acquisizione valida e proficua dei contenuti 
fondamentali del corso. Il procedimento di accesso per persone che hanno acquisito il diploma professionale 
tramite l’apprendistato per il diploma professionale è composto dalle seguenti parti:

(2) La valutazione è effettuata dalle commissioni di esame di cui all’articolo 4.

(3) La valutazione dei pre-requisiti avviene sulla base:

non hanno superato l’età massima di 24 anni,a) 
sono in possesso del diploma professionale conseguito al termine di un apprendistato per il diploma 
professionale oppure al termine di un percorso quadriennale di scuola professionale a tempo pieno, e 
ciò a prescindere dall’anno scolastico di conseguimento e dalla condizione occupazionale o professionale 
al momento della domanda di ammissione, e

b) 

hanno superato positivamente il procedimento di accesso di cui all’articolo 3.c) 

accertamento dei pre-requisiti;a) 
esame scritto in tedesco/italiano L1 e esame scritto in matematica. Nelle scuole professionali delle 
località ladine le lingue di insegnamento del sistema scolastico paritetico tedesco e italiano sono 
esaminati in forma scritta ed orale in L1;

b) 

esame orale per verificare le competenze in italiano/tedesco L2, inglese ed economia aziendale e la 
motivazione dei candidati/delle candidate.

c) 

del diploma professionale;a) 
della scheda personale di valutazione finale relativa al quarto anno della scuola professionale, b) 
eventuali certificati e/o altra documentazione redatta in forma accettabile per l’accertamento in esito ad 
attività e/o esperienze lavorative e/o sociali, se coerenti con il corso.

c) 
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(4) La valorizzazione della documentazione avviene da parte delle commissioni della scuola professionale sulla 
base dei seguenti criteri:

Valore medio: Punteggio:

6,0 – 6,4 8 

6,5 – 6,9 14

7,0 – 7,4 20

7,5 – 7,9 25

8,0 e oltre 30

c)   per quanto riguarda le evidenze di cui al comma 3 lettera c), la commissione della scuola professionale può 
attribuire un punteggio massimo pari a 5 punti secondo criteri da essa determinati.

(5) L’esame scritto in tedesco/italiano L1 e l’esame scritto in matematica hanno ognuno una durata massima di 
90 minuti. All’esito delle prove, obbligatoriamente positivo sia per tedesco/italiano L1 che per matematica (il 
punteggio minimo da raggiungere per l’esito positivo è pari a 12 punti per ognuna delle prove), è attribuito un 
punteggio massimo pari a 40 punti, e cioè al massimo 20 punti per la prova di tedesco/italiano L1 e al massimo 
20 punti per la prova di matematica.

(6) Per l’ammissione all’esame orale è necessario che il candidato/la candidata raggiunga un punteggio minimo 
complessivo di esito della fase di accertamento dei pre-requisiti e della valutazione degli esami scritti pari a 45 
punti.

(7) Qualora una delle due prove scritte sia giudicata negativa, ma con almeno 10 punti, mentre l’altra risulti 
positiva, e il punteggio complessivo sia di almeno 24 punti, la commissione d’esame centrale competente per la 
valutazione può demandare la decisione definitiva alla commissione d’esame competente della scuola 
professionale che, in considerazione di buoni risultati del corso di diploma professionale e dell’esame di fine 
apprendistato del candidato/della candidata, può ammetterlo/ammetterla all’esame orale, se il candidato/la 
candidata in base alle prove scritte ed all’accertamento dei pre-requisiti raggiunge complessivamente 45 punti.

(8) Gli esami orali in italiano/tedesco L2, inglese ed economia aziendale hanno rispettivamente una durata di 
circa 15 minuti per materia. I criteri per la valutazione del rendimento sono definiti di comune accordo dalle 
commissioni d’esame competenti delle scuole professionali.

(9) Per il rendimento all’esame sono assegnati al massimo 60 punti, cioè al massimo 20 punti sia per 
italiano/tedesco L2 che per inglese e per economia aziendale. La valutazione dell’esame deve essere positiva sia 

per quanto riguarda le evidenze di cui al comma 3 lettere a) e b), viene considerata la media tra il 
punteggio finale di diploma e la valutazione media della scheda personale di valutazione finale relativa 
al quarto anno della scuola professionale sulla base della quale avviene l’ammissione all’esame di fine 
apprendistato. A tal fine vengono considerate le valutazione finali di tutte le materie, con esclusione di 
quelle relative a religione e educazione fisica/sportiva;

a) 

in caso di persone che abbiano assolto l’esame di fine apprendistato per il conseguimento del diploma 
professionale da privatisti, e che pertanto non sono in possesso della scheda personale di valutazione 
finale relativa al quarto anno di scuola professionale di cui al comma 3 lettera e b), il punteggio è 
assegnato sulla base del voto finale del diploma professionale;
al valore ottenuto sono associati i seguenti punteggi:

b) 
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in italiano/tedesco L2, che in inglese ed economia aziendale. Per avere una valutazione positiva bisogna 
raggiungere almeno 12 punti in ognuno dei tre esami.

(10) Se uno degli esami è negativo ma valutato con almeno 10 punti mentre gli altri due sono positivi, e se nel 
complessivo sono stati raggiunti almeno 36 punti, la commissione d’esame della scuola professionale può 
decidere con deliberazione presa a maggioranza di ammettere il candidato/la candidata al corso nonostante un 
unico esame negativo. Per la decisione è preso in considerazione anche il rendimento durante la frequenza della 
scuola professionale e all’esame di fine apprendistato.

(11) Il candidato/la candidata è esonerato da parti dell’esame orale se all’esame presenta alla commissione 
d’esame uno dei seguenti certificati:

(12) L’esonero è valutato con punteggio 20.

(13) Il colloquio per verificare la motivazione dei candidati/delle candidate è finalizzato a individuare il motivo 
del candidato/della candidata per frequentare il corso, i suoi requisiti e il suo livello di consapevolezza rispetto al 
corso che porta alla maturità.

(14) La commissione d’esame della scuola professionale, partendo da una breve presentazione da parte del 
candidato/della candidata e del suo percorso formativo e/o professionale personale, procede a:

(15) Il punteggio massimo attribuibile agli esiti del colloquio è pari a 25 punti.

(16) Sulla base dei risultati degli esami la commissione d’esame della scuola professionale competente:

(17) Per conseguire l’idoneità all’ammissione al corso è necessario raggiungere almeno sei decimi del punteggio 
complessivo massimo previsto.

(18) Se si presentano sia candidati/candidate che hanno assolto un apprendistato di durata quadriennale che 
candidati/candidate che hanno assolto un corso quadriennale di scuola professionale a tempo pieno sarà stilata 
una graduatoria comune. A causa delle diverse modalità di accesso per candidati/candidate che hanno assolto 
un apprendistato di durata quadriennale e per candidati/candidate che hanno assolto un corso quadriennale di 
scuola professionale a tempo pieno il punteggio conseguito sarà convertito in modo da garantire la 
comparabilità.

Art. 4 (Commissioni d’esame per il procedimento di accesso)

(1) L’Area formazione professionale tedesca, l’Area formazione professionale italiana, l’Area formazione 
professionale ladina e la Ripartizione formazione professionale agricola, forestale e di economia domestica 

esonero dall’esame orale in italiano/tedesco L2:a) 
attestato di conoscenza delle lingue italiana e tedesca o attestato di conoscenza delle lingue italiana, 
tedesca e ladina riferito al titolo di studio di cui al numero 2) del comma 3 dell’articolo 4 del decreto del 
Presidente della Repubblica 26 luglio 1976, n. 752, e successive modifiche;

1) 

certificato internazionale di competenza linguistica livello B1;2) 

esonero dall’esame orale in inglese: certificato internazionale di competenza linguistica livello B1;b) 
esonero dall’esame orale in economia aziendale:c) 

Parte „gestione aziendale“ dell’esame di maestro professionale del settore artigiano o alberghiero oppure 
esame di tecnico del commercio;

1) 

EBC*L-Patente economica europea.2) 

determinare la qualità del suo stato di preparazione, mediante:a) 
un’analisi e riflessione critica sugli esiti degli accertamenti e su quelle competenze che eventualmente 
appaiono carenti e quindi bisognose di integrazione per una frequenza proficua del corso annuale;

1) 

un’analisi e riflessione critica sugli esiti dell’eventuale partecipazione a corsi di preparazione facoltativi di 
potenziamento di conoscenze, abilità e competenze importanti riguardo al corso;

2) 

accertare le aspirazioni di sviluppo professionale e le motivazioni che spingono il candidato/la candidata 
a frequentare il corso.

b) 

redige il profilo valutativo del candidato/della candidata;a) 
determina il giudizio finale di idoneità all’ammissione o di non idoneità all’ammissione al corso;b) 
stila una graduatoria di merito sulla base del punteggio finale raggiunto dai candidati; le graduatorie di 
merito sono articolate per indirizzo.

c) 
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dispongono ognuno di commissioni d’esame centrali, prevedendo commissioni per i seguenti settori 
professionali:

(2) Le commissioni d’esame centrali sono responsabili per l’elaborazione e la valutazione dell’esame scritto in 
tedesco/italiano L1 e dell’esame scritto in matematica, con la possibilità di nominare una sotto-commissione sia 
per tedesco/italiano L1, sia per matematica.

(3) Se il procedimento di accesso in un settore professionale è offerto da più Aree/Ripartizioni della formazione 
professionale i temi degli esami sono identici per tutte le Aree/Ripartizioni di formazione professionale. Le 
commissioni d’esame si mettono d’accordo in proposito.

(4) La preparazione e la valutazione di tutti gli altri aspetti del procedimento di ammissione sono di competenza 
delle commissioni d’esame decentrali delle scuole professionali che offrono il corso per il conseguimento del 
diploma di superamento dell’esame di Stato. Se il procedimento di accesso nello stesso settore professionale si 
svolge presso più scuole professionali le commissioni d’esame si mettono d’accordo.

(5) Le commissioni d’esame sono nominate dal direttore/dalla direttrice d’Area/di Ripartizione competente e 
sono così composti:

Art. 5 (Iscrizione al corso e contratto di apprendistato)

(1) Dopo la pubblicazione della graduatoria, i candidati/le candidate possono iscriversi formalmente al corso. Il 
procedimento di accesso assolto positivamente è valido per il corso che parte nell’anno scolastico che segue 
immediatamente al procedimento assolto e per i due successivi anni scolastici.

(2) I presupposti giuridici per stipulare un contratto di apprendistato per il conseguimento del diploma di 
superamento dell’esame di Stato ai sensi dell’articolo 5, comma 3, della legge provinciale 4 luglio 2012, n. 12, e 
successive modifiche, sussistono nel momento in cui la scuola professionale competente conferma l’iscrizione e 
comunica che il corso parte.

(3) Il corso può essere frequentato solo da persone che dimostrano di essere in possesso di un contratto di 
apprendistato per il conseguimento del diploma di istruzione secondaria superiore entro il primo settembre.

(4) La frequenza del corso è possibile nei limiti dei posti di formazione e delle classi disponibili che sono previste 
annualmente della Provincia.

(5) In caso di cessazione del rapporto di apprendistato a qualsiasi titolo durante l’anno formativo ai/alle 
partecipanti al corso è consentito terminare regolarmente l’anno scolastico.

(6) La Giunta provinciale regola il protocollo tra istituzione formativa e datore/datrice di lavoro ai sensi delle 
disposizioni statali.

Art. 6 (Monte ore ed organizzazione della formazione scolastica)

(1)  Il corso ha una durata di almeno 1.020 ore.

(2) Al fine di consentire agli apprendisti/alle apprendiste la frequenza del corso per il conseguimento del 
diploma di superamento dell’esame di Stato, le lezioni sono ripartite su due anni scolastici ovverosia su quattro 
semestri.

agricoltura e ambiente;a) 
industria e artigianato;b) 
servizi amministrativi, commerciali, turistico-alberghieri e alla persona ec) 
servizi socio-sanitari.d) 

un/una presidente, designato/designata dal direttore/dalla direttrice d’Area/di Ripartizione e 
scelto/scelta tra i direttori/le direttrici o docenti della formazione professionale;

a) 

due o più docenti delle materie di riferimento del corso.b) 
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(3) Per ogni giorno di scuola sono previsti non piú di 7 ore di lezione. I giorni scolastici sono ripartiti nel modo 
seguente:

(4) Le lezioni presso le scuole professionali si svolgono in diverse modalità organizzative che saranno definite 
sentite le parti sociali considerando le loro esigenze specifiche.

(5) Per tutti gli aspetti dell’organizzazione scolastica, e delle procedure interne alla scuola che non sono 
disciplinate dal presente regolamento, trova applicazione il Capo I del decreto del Presidente della Giunta 
provinciale 22 dicembre 1994, n. 63, e successive modifiche.

Art. 7 (Durata dell’apprendistato)

(1) L’apprendistato per il conseguimento del diploma di superamento dell’esame di Stato di cui all’articolo 1 
termina non appena l’apprendista ha superato con successo l’esame di Stato.

Il presente decreto sarà pubblicato nel Bollettino Ufficiale della Regione. È fatto obbligo a chiunque spetti di 
osservarlo e di farlo osservare.

semestre 1, 2 e 3: due giorni di scuola a settimana;a) 
semestre 4: tre giorni di scuola a settimana.b) 
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Leggi d'Italia  

D.Lgs. 3-7-2017 n. 117
Codice del Terzo settore, a norma dell'articolo 1, comma 2, lettera b), della legge 6 giugno 2016, n. 106.
Pubblicato nella Gazz. Uff. 2 agosto 2017, n. 179, S.O.

D.Lgs. 3 luglio 2017, n. 117 (1).

Codice del Terzo settore, a norma dell'articolo 1, comma 2, lettera 
b), della legge 6 giugno 2016, n. 106.

(1) Pubblicato nella Gazz. Uff. 2 agosto 2017, n. 179, S.O.

Art. 56. Convenzioni

1.  Le amministrazioni pubbliche di cui all'articolo 1, comma 2, del decreto 
legislativo 30 marzo 2001, n. 165, possono sottoscrivere con le 
organizzazioni di volontariato e le associazioni di promozione sociale, 
iscritte da almeno sei mesi nel Registro unico nazionale del Terzo settore, 
convenzioni finalizzate allo svolgimento in favore di terzi di attività o 
servizi sociali di interesse generale, se più favorevoli rispetto al ricorso al 
mercato.

2.  Le convenzioni di cui al comma 1 possono prevedere esclusivamente il 
rimborso alle organizzazioni di volontariato e alle associazioni di 
promozione sociale delle spese effettivamente sostenute e documentate.

3.  L'individuazione delle organizzazioni di volontariato e delle associazioni 
di promozione sociale con cui stipulare la convenzione è fatta nel rispetto 
dei principi di imparzialità, pubblicità, trasparenza, partecipazione e parità 
di trattamento, mediante procedure comparative riservate alle medesime. 
Le organizzazioni di volontariato e le associazioni di promozione sociale 
devono essere in possesso dei requisiti di moralità professionale, e 
dimostrare adeguata attitudine, da valutarsi in riferimento alla struttura, 
all'attività concretamente svolta, alle finalità perseguite, al numero degli 
aderenti, alle risorse a disposizione e alla capacità tecnica e professionale, 
intesa come concreta capacità di operare e realizzare l'attività oggetto di 
convenzione, da valutarsi anche con riferimento all'esperienza maturata, 
all'organizzazione, alla formazione e all'aggiornamento dei volontari.

3-bis.  Le amministrazioni procedenti pubblicano sui propri siti informatici 
gli atti di indizione dei procedimenti di cui al presente articolo e i relativi 
provvedimenti finali. I medesimi atti devono altresì formare oggetto di 
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pubblicazione da parte delle amministrazioni procedenti nella sezione 
“Amministrazione trasparente”, con l'applicazione delle disposizioni di cui 
al decreto legislativo 14 marzo 2013, n. 33. (25)

4.  Le convenzioni devono contenere disposizioni dirette a garantire 
l'esistenza delle condizioni necessarie a svolgere con continuità le attività 
oggetto della convenzione, nonché il rispetto dei diritti e della dignità 
degli utenti, e, ove previsti dalla normativa nazionale o regionale, degli 
standard organizzativi e strutturali di legge. Devono inoltre prevedere la 
durata del rapporto convenzionale, il contenuto e le modalità 
dell'intervento volontario, il numero e l'eventuale qualifica professionale 
delle persone impegnate nelle attività convenzionate, le modalità di 
coordinamento dei volontari e dei lavoratori con gli operatori dei servizi 
pubblici, le coperture assicurative di cui all'articolo 18, i rapporti finanziari 
riguardanti le spese da ammettere a rimborso fra le quali devono figurare 
necessariamente gli oneri relativi alla copertura assicurativa, le modalità 
di risoluzione del rapporto, forme di verifica delle prestazioni e di controllo 
della loro qualità, la verifica dei reciproci adempimenti nonché le modalità 
di rimborso delle spese, nel rispetto del principio dell'effettività delle 
stesse, con esclusione di qualsiasi attribuzione a titolo di maggiorazione, 
accantonamento, ricarico o simili, e con la limitazione del rimborso dei 
costi indiretti alla quota parte imputabile direttamente all'attività oggetto 
della convenzione.

(25) Comma inserito dall’ art. 13, comma 1, D.Lgs. 3 agosto 2018, n. 
105, a decorrere dall’11 settembre 2018, ai sensi di quanto disposto dall’ 
art. 35, comma 1, del medesimo D.Lgs. n. 105/2018.

Copyright 2015 Wolters Kluwer Italia Srl. All rights reserved.
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Leggi d'Italia  

L. 27-12-2017 n. 205
Bilancio di previsione dello Stato per l'anno finanziario 2018 e bilancio pluriennale per il triennio 2018-
2020.
Pubblicata nella Gazz. Uff. 29 dicembre 2017, n. 302, S.O.

L. 27 dicembre 2017, n. 205 (1) (2).

Bilancio di previsione dello Stato per l'anno finanziario 2018 e 
bilancio pluriennale per il triennio 2018-2020.

(1) Pubblicata nella Gazz. Uff. 29 dicembre 2017, n. 302, S.O.

(2) Con L. 28 settembre 2018, n. 111 sono state emanate disposizioni per 
l'assestamento del bilancio dello Stato per l'anno finanziario 2018.

Art. 1 - Comma 888

888.  All'articolo 243-bis del testo unico di cui al decreto legislativo 18 
agosto 2000, n. 267, sono apportate le seguenti modificazioni:

a)  al comma 5, le parole: « della durata massima di dieci anni » sono 
sostituite dalle seguenti: « di durata compresa tra quattro e venti anni »; 

b)  dopo il comma 5 è inserito il seguente:
« 5-bis. La durata massima del piano di riequilibrio finanziario 

pluriennale, di cui al primo periodo del comma 5, è determinata sulla base 
del rapporto tra le passività da ripianare nel medesimo e l'ammontare 
degli impegni di cui al titolo I della spesa del rendiconto dell'anno 
precedente a quello di deliberazione del ricorso alla procedura di 
riequilibrio o dell'ultimo rendiconto approvato, secondo la seguente 
tabella:

Rapporto 
passività/ impegni di 

cui al titolo I

Durata massima del 
piano di riequilibrio 

finanziario pluriennale
Fino al 20 per 

cento 4 anni

Superiore al 20 
per cento e fino al 60 
per cento

10 anni

Superiore al 60 
per cento e fino al 100 
per cento

15 anni

Oltre il 100 per 
cento 20 anni

».
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1)

y) Landesgesetz vom 11. Juli 2018, Nr. 10 1)

Änderungen zu Landesgesetzen in den Bereichen Ämterordnung und 
Personal, Bildung, Berufsbildung, Sport, Kultur, örtliche 
Körperschaften, öffentliche Dienste, Landschafts- und Umweltschutz, 
Energie, Gewässernutzung, Jagd und Fischerei, Feuerwehr- und 
Bevölkerungsschutz, Raumordnung, Hygiene und Gesundheit, 
Soziales, Familie, Schulbauten, Transportwesen, Wohnbauförderung, 
Arbeit, Wirtschaft, Steinbrüche und Gruben sowie Torfstiche, 
Einnahmen, Handel, Fremdenverkehr und Gastgewerbe, 
Schutzhütten, Handwerk, Finanzen und Forschung 

Kundgemacht im Beiblatt 3 zum Amtsblatt vom 12. Juli 2018, Nr. 28.

I. TITEL
ÄMTERORDNUNG UND PERSONAL, BILDUNG, BERUFSBILDUNG, 
SPORT, KULTUR, ÖRTLICHE KÖRPERSCHAFTEN, ÖFFENTLICHE 
DIENSTE

1. ABSCHNITT
BESTIMMUNGEN IM BEREICH ÄMTERORDNUNG UND PERSONAL

Art. 1 (Änderung des Landesgesetzes  vom 22. Oktober 1993, Nr. 
17, „Regelung des Verwaltungsverfahrens“)

(1) In Artikel 1 Absatz 1 des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17, in geltender Fassung, werden nach 
den Wörtern „der Transparenz“ die Wörter „, der Gleichbehandlung und der Chancengleichheit“ eingefügt.

(2) Artikel 8 des Landesgesetzes vom 22. Oktober 1993, Nr. 17, in geltender Fassung, erhält folgende Fassung:

„Art. 8 (Zustellung und Mitteilung der Verwaltungsakte)

1. Die Körperschaften laut Artikel 1/ter Absatz 1 verfügen die Mitteilung der Verwaltungsakte und -maßnahmen 
und, in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen, ihre Zustellung durch Informations- und 
Kommunikationstechnologien.

2. Die Mitteilungen an jene Subjekte, welche zur Eintragung ins Handelsregister verpflichtet sind, und an 
Freiberufler, welche zur Eintragung in Berufslisten und Berufsverzeichnisse verpflichtet sind, erfolgen, sofern 
keine andere Modalität der elektronischen Übermittlung vorgesehen ist, ausschließlich an das digitale Domizil, 
welches im „Staatlichen Verzeichnis der digitalen Domizile der Unternehmen und Freiberufler“ (INI-PEC) 
eingetragen ist.

3. Die Mitteilungen an öffentliche Verwaltungen, an Träger öffentlicher Dienste und an öffentlicher Kontrolle 
unterliegende Gesellschaften erfolgen ausschließlich an das digitale Domizil, welches im „Verzeichnis der 
digitalen Domizile der öffentlichen Verwaltungen und der Träger öffentlicher Dienste“ (IPA) eingetragen ist, oder 
mittels Anwendungskooperation. Das jeweilige Dokument kann auch nach vorheriger Mitteilung der Art und 
Weise des telematischen Zugangs zur Verfügung gestellt werden.

4. Mit Inbetriebnahme des „Staatlichen Verzeichnisses der digitalen Domizile natürlicher Personen und anderer 
Körperschaften des Privatrechts, welche nicht zur Eintragung in Berufsverzeichnisse oder in das Handelsregister 
verpflichtet sind“, erfolgen die Mitteilungen an Bürger und an andere als den in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Subjekten an das dort eingetragene digitale Domizil.
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1)

y) Legge provinciale 11 luglio 2018, n. 10 1)

Modifiche di leggi provinciali in materia di ordinamento degli uffici e 
personale, istruzione, formazione professionale, sport, cultura, enti 
locali, servizi pubblici, tutela del paesaggio e dell’ambiente, energia, 
utilizzazione di acque pubbliche, caccia e pesca, protezione 
antincendi e civile, urbanistica, igiene e sanità, politiche sociali, 
famiglia, edilizia scolastica, trasporti, edilizia abitativa agevolata, 
lavoro, economia, cave e torbiere, entrate, commercio, turismo e 
industria alberghiera, rifugi alpini, artigianato, finanze e ricerca 

Pubblicata nel supplemento 3 del B.U. 12 luglio 2018, n. 28.

TITOLO I
ORDINAMENTO DEGLI UFFICI E PERSONALE, ISTRUZIONE, 
FORMAZIONE PROFESSIONALE, SPORT, CULTURA, ENTI LOCALI, 
SERVIZI PUBBLICI

CAPO I
DISPOSIZIONI IN MATERIA DI ORDINAMENTO DEGLI UFFICI E 
PERSONALE

Art. 1 (Modifiche della legge provinciale 22 ottobre 1993, n. 17, 
“Disciplina del procedimento amministrativo”)

(1) Nel comma 1 dell’articolo 1 della legge provinciale 22 ottobre 1993, n. 17, e successive modifiche, dopo le 
parole: “di trasparenza” sono inserite le parole: “, di parità e di pari opportunità”.

(2) L’articolo 8 della legge provinciale 22 ottobre 1993, n. 17, e successive modifiche, è così sostituito:

“Art. 8 (Notificazione e comunicazione degli atti amministrativi)

1. Gli enti di cui all’articolo 1/ter, comma 1, provvedono alla comunicazione degli atti e dei provvedimenti 
amministrativi e, nei casi previsti dalla legge, alla relativa notificazione, utilizzando le tecnologie 
dell’informazione e della comunicazione.

2. Le comunicazioni ai soggetti tenuti all’iscrizione nel registro delle imprese e ai professionisti tenuti 
all’iscrizione in albi ed elenchi avvengono esclusivamente tramite il domicilio digitale indicato nell’“Indice 
nazionale dei domicili digitali delle imprese e dei professionisti” (INI-PEC), salvo i casi in cui sia prevista una 
diversa modalità di comunicazione telematica.

3. Le comunicazioni alle pubbliche amministrazioni, ai gestori di pubblici servizi e alle società a controllo pubblico 
avvengono esclusivamente tramite il domicilio digitale indicato nell’“Indice dei domicili digitali delle pubbliche 
amministrazioni e dei gestori di pubblici servizi” (IPA) o tramite la cooperazione applicativa. I documenti 
possono essere, altresì, resi disponibili previa comunicazione delle modalità di accesso telematico agli stessi.

4. Con l’avvio dell’operatività dell’“Indice nazionale dei domicili digitali delle persone fisiche e degli altri enti di 
diritto privato non tenuti all’iscrizione in albi professionali o nel registro delle imprese”, le comunicazioni ai 
cittadini e ai soggetti diversi da quelli di cui ai commi 2 e 3 avvengono tramite il domicilio digitale ivi indicato.
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1)

a') Landesgesetz vom 17. Oktober 2019, Nr. 10 1)

Bestimmungen zur Erfüllung der Verpflichtungen der Autonomen 
Provinz Bozen, die sich aus der Zugehörigkeit Italiens zur 
Europäischen Union ergeben (Europagesetz des Landes 2019) 

Kungemacht im Beiblatt 3 zum Amtsblatt vom 24. Oktober 2019, Nr. 43.

I. TITEL
BEZIEHUNGEN DES LANDES ZUR EUROPÄISCHEN UNION, 
SCHULFÜRSORGE, ANWENDUNG DER RICHTLINIE 2005/36/EG

1. ABSCHNITT
BESTIMMUNGEN IM BEREICH BEZIEHUNGEN DES LANDES ZUR 
EUROPÄISCHEN UNION

Art. 2 (Abgeordnete nationale Sachverständige)

(1) Das Land fördert unter Berücksichtigung seines organisatorischen Bedarfs die Erfahrungen des eigenen 
Personals in den Institutionen und Organen der Europäischen Union, und zwar gemäß den Bestimmungen des 
Beschlusses Nr. C (2008) 6866 der Europäischen Kommission vom 12. November 2008 über die Regelung für 
zur Kommission abgeordnete oder sich zu Zwecken der beruflichen Weiterbildung bei der Kommission 
aufhaltende nationale Sachverständige.

(2) Für die rechtliche und wirtschaftliche Behandlung des Personals gelten die Bestimmungen des 
bereichsübergreifenden Kollektivvertrags. Die Abordnung als nationaler Sachverständiger kann von der 
Verpflichtung des Personals abhängig gemacht werden, sich für eine gewisse Frist an die Verwaltung zu binden, 
wobei die geschätzten Gesamtkosten der entsprechenden Abordnung berücksichtigt werden. Die Bindefrist darf 
drei Jahre nicht überschreiten. Falls sie nicht eingehalten wird, ist das Personal verpflichtet, der Verwaltung eine 
Ersatzentschädigung im Verhältnis zur nicht eingehaltenen Bindefrist sowie zu den von der Verwaltung für die 
Abordnung getragenen Gesamtkosten zu zahlen. Die Bindefrist und die für die Nichteinhaltung derselben für die 
Verwaltung vorgesehene Ersatzentschädigung werden im Vorhinein zwischen der Verwaltung und dem 
betroffenen Personal vereinbart.

(3) Nach Abschluss der Abordnung werden die gesammelten Erfahrungen in der Landesverwaltung angemessen 
verwertet.
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1)

a') Legge provinciale 17 ottobre 2019, n. 10 1)

Disposizioni per l’adempimento degli obblighi della Provincia 
autonoma di Bolzano derivanti dall’appartenenza dell’Italia 
all’Unione europea (Legge europea provinciale 2019) 

Pubblicato nel supplemento 3 del B.U. 24 ottobre 2019, n. 43.

TITOLO I
RAPPORTI DELLA PROVINCIA CON L’UNIONE EUROPEA, 
ASSISTENZA SCOLASTICA, APPLICAZIONE DELLA DIRETTIVA 
2005/36/CE

CAPO I
DISPOSIZIONI IN MATERIA DI RAPPORTI DELLA PROVINCIA CON 
L’UNIONE EUROPEA

Art. 2 (Esperti nazionali distaccati)

(1) La Provincia promuove, tenuto conto delle proprie esigenze organizzative, le esperienze del proprio 
personale presso le istituzioni e gli organi dell’Unione europea, secondo quanto previsto dalla decisione n. C 
(2008) 6866 della Commissione europea, del 12 novembre 2008, relativa al regime applicabile agli esperti 
nazionali distaccati e agli esperti nazionali in formazione professionale presso i servizi della Commissione.

(2) Per il trattamento giuridico ed economico del personale si applicano le disposizioni del contratto collettivo 
intercompartimentale. Il distacco come esperto nazionale può essere subordinato all’impegno del personale di 
rispettare un periodo di permanenza presso l’Amministrazione, tenuto conto dei presunti costi complessivi del 
relativo distacco. Tale periodo non può in ogni caso superare i tre anni. In caso di mancato rispetto del relativo 
periodo il personale deve corrispondere all’Amministrazione un’indennità sostitutiva proporzionata al periodo di 
permanenza non rispettato, nonché al costo complessivo sostenuto dall’Amministrazione per il distacco. Il 
periodo di permanenza nonché l’indennità sostitutiva spettante all’Amministrazione per il periodo di permanenza 
non rispettato vengono preventivamente concordati tra l’Amministrazione ed il personale interessato.

(3) Alla fine del periodo di distacco le esperienze maturate sono opportunamente valorizzate all’interno 
dell’Amministrazione provinciale.
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